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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/4668, wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g  
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz 
zur Änderung des Hochschulgesetzes 

 

 Gesetz zur Änderung des Hochschulge-
setzes 

 
Artikel 1 

 
Das Hochschulgesetz vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Oktober 
2017 (GV. NRW. S. 806) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 

a) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 6 Strategische Ziele; Hochschul-
verträge“. 

 
b) Die Angabe zu § 11a wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 11a Mitgliederinitiative“. 
 

c) Die Angabe zu § 11b wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 11b Geschlechtergerechte Zu-
sammensetzung von Gremien“ 

 
d) Die Angabe zu § 11c wird gestri-

chen. 
 

e) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 17 Wahl der Mitglieder des Rek-
torats; Abwahl durch die Hochschul-
wahlversammlung“. 

 
f) Nach der Angabe zu § 17 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 17a Abwahl der Mitglieder des 
Rektorats durch die Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer“. 
 

 Artikel 1 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
Das Hochschulgesetz vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Oktober 
2017 (GV. NRW. S. 806) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 

a) unverändert 
 
 
 
 
 

b) unverändert 
 
 
 
 

c) unverändert  
 
 
 
 
 

d) unverändert 
 
 

e) unverändert 
 
 
 
 
 
 

f) unverändert  
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g) Die Angabe zu § 34a wird gestri-
chen. 

 
h) Nach der Angabe zu § 38 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 38a Tenure Track“. 
 
 
 
 
 
 
 

i) Die Angabe zu § 58 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 58 Ziel von Lehre und Studium, 
Lehrangebot“. 
 

j) Nach der Angabe zu § 58 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 58a Studienberatung; Studien-
verlaufsvereinbarung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

k) Die Angabe zu § 76 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 76 Aufsicht über staatlich getra-
gene Hochschulen“. 
 

l) Die Angaben zu § 76a und 76b wer-
den gestrichen. 

 
m) Die Angabe zu § 77a wird durch fol-

gende Angaben ersetzt: 
 

„§ 77a Errichtung juristischer Perso-
nen des öffentlichen Rechts durch 
Hochschulen 

 
§ 77b Besondere Vorschriften be-
treffend die Fernuniversität in Ha-
gen 

g) unverändert 
 

 
h) unverändert  

 
 
 
 

i) Nach der Angabe zu § 51 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 51a Ordnungsverstöße; Ord-
nungsmaßnahmen“ 
 

j) unverändert 
 
 
 
 

 
k) unverändert 
 
 
 
 
 
l) Nach der Angabe zu § 67a wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 67b Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der Fachhoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen“‘. 

 
 

m) unverändert 
 
 
 
 

 
n) unverändert 
 

 
o) unverändert 
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§ 77c Landesarbeitsgemeinschaft 
der Schwerbehindertenvertretun-
gen“. 

 
n) Die Angabe zu § 82 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 82 Ministerium; Verwaltungsvor-
schriften; Geltung von Gesetzen“. 

 

 
 
 
 

 
p) unverändert 

 
 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 1 Nummer 5 wird nach 

dem Wort „die“ das Wort „Tech-
nische“ eingefügt. 
 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) In dem Satzteil vor Num-
mer 1 werden nach dem 
Wort „Hochschulen“ die 
Wörter „für angewandte 
Wissenschaften“ einge-
fügt.  

 
bbb) In Nummer 3, 4 und 6 

wird jeweils das Wort 
„Fachhochschule“ durch 
das Wort „Hochschule“ 
ersetzt. 
 

ccc) Nummer 7 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„7. die Westfälische 
Hochschule Gelsenkir-
chen, Bocholt, Recklin-
ghausen,“ 

 
ddd) Nummer 8 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„8. die Hochschule für 
Gesundheit in Bochum,“ 
 

eee) In Nummer 9 und 11 wird 
jeweils das Wort „Fach-
hochschule“ durch das 
Wort „Hochschule“ er-
setzt. 

 2. unverändert 
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fff) Nummer 12 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„12. die Technische 
Hochschule Köln,“ 

 
ggg) In Nummer 13, 14 und 16 

wird jeweils das Wort 
„Fachhochschule“ durch 
das Wort „Hochschule“ 
ersetzt.“ 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„Es bestehen Standorte der 
Fachhochschule Aachen in Jü-
lich, der Fachhochschule Biele-
feld in Minden, der Hochschule 
Bochum in Velbert/Heiligen-
haus, der Hochschule Bonn-
Rhein-Sieg in Rheinbach und in 
Hennef, der Fachhochschule 
Südwestfalen in Hagen, in 
Meschede und in Soest, der 
Hochschule Rhein-Waal in 
Kamp-Lintfort, der Technischen 
Hochschule Köln in Gummers-
bach und in Leverkusen, der 
Hochschule Ostwestfalen-
Lippe in Detmold und in Höxter, 
der Hochschule Ruhr-West in 
Bottrop sowie der Fachhoch-
schule Münster in Steinfurt; das 
Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 
Standorte zu schließen.“ 
 

bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„Der Sitz im Sinne der Vor-
schriften über den Gerichts-
stand ist für die Westfälische 
Hochschule Gelsenkirchen, 
Bocholt, Recklinghausen die 
Stadt Gelsenkirchen, für die 
Hochschule Hamm-Lippstadt 
die Stadt Hamm, für die Hoch-
schule Niederrhein die Stadt 
Krefeld und für die Universität 
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Duisburg-Essen die Stadt Es-
sen.“ 

 
 
 
3. § 2 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Die Hochschulen nehmen die 
ihnen obliegenden Aufgaben als 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
wahr.“ 

 
b) Absatz 4 Satz 3 wird durch folgende 

Sätze ersetzt: 
 

„Die Grundordnung kann bestim-
men, dass das Verkündungsblatt 
zusätzlich oder ausschließlich in 
Gestalt einer elektronischen Aus-
gabe erscheint, die über öffentlich 
zugängliche Netze angeboten wird. 
In diesem Fall gilt § 19 Absatz 2 des 
E-Government-Gesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 
(GV. NRW. S. 551) in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend. 
Die Grundordnung regelt auch das 
Verfahren und den Zeitpunkt des In-
krafttretens der Ordnungen.“ 

 
c) Die Absätze 5 und 6 werden wie 

folgt gefasst: 
 

„(5) Die Hochschulen können sich in 
ihrer Grundordnung eigene Namen 
geben und Wappen und Siegel füh-
ren; die die Namensgebung re-
gelnde Vorschrift der Grundordnung 
bedarf der Genehmigung des Minis-
teriums. Die Hochschulen können 
zudem im internationalen Verkehr 
ihre Bezeichnungen in einer fremd-
sprachigen Übersetzung führen; bei 
den Fachhochschulen darf dabei 
die Gefahr einer Verwechslung mit 
der Bezeichnung einer Universität 
nicht gegeben sein. Hochschulen 
ohne eigene Wappen und Siegel 
führen das Landeswappen und das 
kleine Landessiegel. 

 3. unverändert 
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(6) Für die Errichtung juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts 
durch die Hochschulen gilt § 77a.“ 

 
d) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Universität Köln und die 
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg 
nehmen die öffentlichen Aufga-
ben an den ihnen seitens des 
Landes überlassenen Liegen-
schaften wahr.“ 

 
bb) In Satz 4 wird das Wort „Fach-

hochschule“ durch das Wort 
„Hochschule“ ersetzt. 

 
cc) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
„Das Ministerium kann hierzu 
Näheres im Einvernehmen mit 
dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium durch Verwal-
tungsvorschrift regeln.“ 

 
e) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

 
„(8) Auf Antrag einer Hochschule 
soll die Bauherreneigenschaft und 
die Eigentümerverantwortung an 
Teilen oder der Gesamtheit der ihr 
seitens des Landes oder seitens 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
NRW überlassenen Liegenschaften 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Auf-
gaben auf diese Hochschule über-
tragen werden, soweit ihr dieses 
nicht bereits durch Gesetz zugewie-
sen ist; § 5 Absatz 2 bleibt unbe-
rührt. Die Übertragung der Bauher-
reneigenschaft kann insbesondere 
die Instandhaltung, die Sanierung 
und Modernisierung von Bestands-
bauten und die Errichtung von Neu-
bauten betreffen. Das Ministerium 
regelt im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium 
das Nähere durch Rechtsverord-
nung. Zu dieser Rechtsverordnung 
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kann das Ministerium im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständi-
gen Ministerium Verwaltungsvor-
schriften erlassen.“ 
 

 
4. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „Technologietransfer“ die Wör-
ter „, Förderung von Ausgründun-
gen“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 4. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „Technologietransfer“ die 
Wörter „, Förderung von Aus-
gründungen“ eingefügt. 

 
bb) Nach Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Zum Zwecke des Wissens-
transfers nach Satz 1 können 
sie insbesondere die berufliche 
Selbstständigkeit, auch durch 
Unternehmensgründungen, ih-
rer Studierenden, ihres befristet 
beschäftigten Hochschulperso-
nals sowie ihrer Absolventin-
nen und Absolventen und ihrer 
ehemaligen Beschäftigten für 
die Dauer von bis zu drei Jah-
ren fördern; die Förderung darf 
die Erfüllung der weiteren in 
diesem Gesetz genannten Auf-
gaben nicht beeinträchtigen.“ 

 
cc) In dem neuen Satz 3 wird das 

Wort „Sie“ durch die Wörter 
„Die Universitäten“ ersetzt. 

 
dd) In dem neuen Satz 4 werden 

die Wörter „Die Universitäten“ 
durch das Wort „Sie“ ersetzt. 

 
ee) In dem neuen Satz 5 wird die 

Angabe „3“ durch die Angabe 
„4“ ersetzt. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 2 werden nach dem 

Wort „Technologietransfer“ die 
Wörter „, Förderung von Aus-
gründungen“ eingefügt. 
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b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach der 
Angabe „(Online-Lehrangebote)“ 
die Wörter „sowie Maßnahmen zur 
Unterstützung der Lehrangebote 
durch elektronisch basierte Metho-
den und Instrumente“ eingefügt. 

 
c) Absatz 6 wird aufgehoben. 

 
d) Die Absätze 7 und 8 werden die Ab-

sätze 6 und 7. 
 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „2 und 4“ er-
setzt. 

 
 

c) unverändert 
 
 
 
 
 

 
d) unverändert 

 
e) unverändert 

 

5. Dem § 4 Absatz 4 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 

 
„Die Hochschulen können das Nähere 
durch Ordnung regeln. Die disziplinar-, 
arbeits- und prüfungsrechtlichen Best-
immungen bleiben unberührt. Die Hoch-
schulen können ihre Feststellungen im 
Einzelfall veröffentlichen, wenn das 
Fehlverhalten veröffentlichte Schriften 
oder Forschungsergebnisse betrifft.“ 
 

 5. unverändert  

6. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 6 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Die Hochschulen folgen in Wirt-
schaftsführung und Rechnungswe-
sen den Regeln der doppischen 
Hochschulrechnungslegung.“ 

 
b) In Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 

Satz 2 wird jeweils das Wort „Fi-
nanzministerium“ durch die Wörter 
„für Finanzen zuständigen Ministe-
rium“ ersetzt. 

 
c) In Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 wird 

das Wort „Wissenstransfer“ durch 
das Wort „Wissenstransfers“ er-
setzt. 

 
d) In Absatz 8 Satz 2 werden die Wör-

ter „der Hochschulen“ durch die 
Wörter „des Hochschulwesens“ und 

 6. unverändert 
 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/6797 

 
 

11 

das Wort „ihrer“ durch die Wörter 
„der hochschulischen“ ersetzt. 

 
e) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

  
aa) In Satz 1 wird das Wort „Fi-

nanzministerium“ durch die 
Wörter „für Finanzen zuständi-
gen Ministerium“ ersetzt. 
 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Fi-
nanzministerium Rahmenvor-
gaben“ durch die Wörter „für Fi-
nanzen zuständigen Ministe-
rium Verwaltungsvorschriften“ 
ersetzt. 

 
7. § 6 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 6 
Strategische Ziele; Hochschulverträge“. 

 
b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

 
c) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt 

gefasst: 
 

„(1) Zur Steuerung des Hochschul-
wesens entwickelt das Land strate-
gische Ziele und kommt damit sei-
ner Verantwortung für ein angemes-
senes Angebot an Hochschulleis-
tungen nach. Auf der Grundlage 
dieser strategischen Ziele werden 
die hochschulübergreifenden Auf-
gabenverteilungen und Schwer-
punktsetzungen und die hochschul-
individuelle Profilbildung abge-
stimmt.“ 

 
d) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt 

geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „für“ die Wörter „in der Re-
gel“ eingefügt. 

 
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

 7. unverändert 
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„In den Hochschulverträgen 
werden in der Regel insbeson-
dere vereinbart: 
1. strategische Entwicklungs-
ziele und 
2. konkrete Leistungsziele oder 
konkrete finanziell dotierte 
Leistungen; 
 
geregelt werden können auch 
das Verfahren zur Feststellung 
des Stands der Umsetzung des 
Hochschulvertrags sowie die 
Folgen bei Nichterreichen 
hochschulvertraglicher Verein-
barungen.“ 

 
cc) In Satz 3 werden nach dem 

Wort „Hochschulverträge“ die 
Wörter „in der Regel“ eingefügt. 

 
e) Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt 

geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„des Hochschulrats“ durch die 
Wörter „im Benehmen mit dem 
Hochschulrat“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 2 wird die Angabe „3“ 

durch die Angabe „2“ ersetzt. 
 

f) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

8. In § 7 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter 
„zu erhebenden,“ und die Wörter „und zu 
veröffentlichenden“ gestrichen. 

 

 8. unverändert 
 

9. § 8 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Staat-
liche“ durch das Wort „staatli-
che“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 2 werden die Wörter 

„bearbeitet oder aufbereitet“ 
durch das Wort „verarbeitet“ 
und das Wort „Bearbeitung“ 
durch das Wort „Verarbeitung“ 
ersetzt und werden nach dem 
Wort „Ministerium“ die Wörter 

 9. unverändert 
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„auf dessen Anforderung“ ein-
gefügt. 

 
cc) Folgende Sätze werden ange-

fügt: 
 

„Das Ministerium kann veran-
lassen, dass Daten mit Hoch-
schulbezug im Sinne des Sat-
zes 1, insbesondere die von 
den staatlichen Prüfungsäm-
tern erhobenen Daten, zur 
Qualitätsentwicklung und -si-
cherung sowie zur Überprüfung 
des Studienerfolgs unmittelbar 
auch oder nur den Hochschu-
len zur Verfügung gestellt wer-
den und dort zu diesen Zwe-
cken verarbeitet werden dür-
fen; das Nähere kann das Mi-
nisterium im Einvernehmen mit 
dem für die jeweilige Ausbil-
dung zuständigen Fachministe-
rium durch Rechtsverordnung 
regeln.“ 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„(3) Die Hochschulen können für 
sich selbst oder übergreifend im 
Verbund mit weiteren Hochschulen 
und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen Forschungs-
informationssysteme aufbauen und 
betreiben. Sie können zu diesem 
Zweck auch personenbezogene 
Daten verarbeiten. Das Nähere re-
gelt das Ministerium durch Rechts-
verordnung.“ 

 
c) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort 

„nutzen“ durch das Wort „verwen-
den“ ersetzt. 

 
d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 
„(6) Unter der Verantwortung des 
Rektorats können die Hochschulen 
die Öffentlichkeit über die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben und ihre Ver-
anstaltungen informieren und insbe-
sondere über ihr Informations- und 
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Bildungsangebot unterrichten (Bil-
dungsmarketing). Sie können die 
Presseberichterstattung in geeigne-
ter Weise unterstützen.“ 

 
e) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

 
„(7) Die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten erfolgt nach Maß-
gabe der allgemeinen datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.“ 
 

10. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 1 Satz 1 werden fol-
gende Sätze eingefügt: 

 
„Hauptberuflich ist die Tätigkeit, 
wenn die Arbeitszeit oder der Um-
fang der Dienstaufgaben mindes-
tens die Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit umfasst oder der Hälfte 
des durchschnittlichen Umfangs der 
Dienstaufgaben des entsprechen-
den vollbeschäftigten Personals 
entspricht. Nicht nur vorübergehend 
ist eine Tätigkeit, die auf mehr als 
sechs Monate innerhalb eines Jah-
res angelegt ist.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 

„(5) Angehörige einer vom Land o-
der auf der Grundlage von Artikel 
91b des Grundgesetzes gemein-
sam von Bund und Ländern geför-

 10. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 1 Satz 1 werden fol-
gende Sätze eingefügt: 

 
„Hauptberuflich ist die Tätigkeit, 
wenn die Arbeitszeit oder der Um-
fang der Dienstaufgaben mindes-
tens die Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit umfasst oder der Hälfte 
des durchschnittlichen Umfangs der 
Dienstaufgaben des entsprechen-
den vollbeschäftigten Personals 
entspricht. Nicht nur vorübergehend 
ist eine Tätigkeit, die auf mehr als 
sechs Monate innerhalb eines Jah-
res angelegt ist; eine Verringerung 
dieser Arbeitszeit oder des Um-
fangs der Dienstaufgaben auf der 
Grundlage des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 
27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das 
zuletzt durch Artikel 6 Absatz 9 des 
Gesetzes vom 23. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1228) geändert worden 
ist, und eine auf dessen Grundlage 
erfolgte Freistellung von der Be-
schäftigung sowie eine Verringe-
rung oder Freistellung auf der 
Grundlage der entsprechenden be-
amtenrechtlichen Bestimmungen 
bleiben außer Betracht.“ 

 
b) unverändert 
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derten außeruniversitären For-
schungseinrichtung können auch 
Mitglieder der Hochschule sein, so-
fern die Angehörigen im Rahmen ei-
ner Kooperationsvereinbarung 
dienstliche Aufgaben an der Hoch-
schule wahrnehmen und sofern Vo-
raussetzungen und Zuordnung zu 
den einzelnen Mitgliedergruppen in 
der Grundordnung geregelt sind. 
Die Mitgliedschaft bedarf der Fest-
stellung durch das Rektorat im Ein-
zelfall. Die Grundordnung kann vor-
sehen, dass ihre zwecks Tätigkeit 
an einer außeruniversitären For-
schungseinrichtung im Sinne des 
Satzes 1 beurlaubten Mitglieder 
weiterhin an Wahlen und Abstim-
mungen teilnehmen können; hin-
sichtlich der Teilnahmeberechti-
gung gilt Satz 2 entsprechend.“ 

 
11. § 10 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 4 werden die Wör-
ter „bittet darum“ durch das Wort 
„entscheidet“ ersetzt. 

 
b)  In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort 

„Funktion“ durch das Wort „Funktio-
nen“ ersetzt und werden nach dem 
Wort „Dekans“ die Wörter „oder der 
Prodekanin oder des Prodekans“ 
eingefügt. 

 

 11. unverändert 
 

12. § 11 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1a wird aufgehoben. 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„des § 11a Absatz 1“ durch die 
Wörter „von Satz 2“ ersetzt. 

 
bb) Nach Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Art und Umfang der Mitwirkung 
der einzelnen Mitgliedergrup-
pen und innerhalb dieser Mit-
gliedergruppen der Hochschule 

 12. unverändert 
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sowie die zahlenmäßige Zu-
sammensetzung der Gremien 
bestimmen sich nach deren 
Aufgabe sowie nach der fachli-
chen Gliederung der Hoch-
schule und der Qualifikation, 
Funktion, Verantwortung und 
Betroffenheit der Mitglieder der 
Hochschule; die Grundordnung 
kann die Bildung von Unter-
gruppen vorsehen.“ 

 
cc) Im neuen Satz 3 werden nach 

den Wörtern „Mehrheit der 
Stimmen“ die Wörter „der Mit-
glieder des Gremiums“ einge-
fügt. 

 
13. § 11a wird aufgehoben. 
 

 13. unverändert 
 

14. Die §§ 11 b und 11c werden die §§ 11a 
und 11b. 

 

 14. unverändert 
 

15. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 

 
„(5) Die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften dieses Ge-
setzes oder des Ordnungs- oder 
des sonstigen Rechts der Hoch-
schule kann gegen eine Ordnung 
der Hochschule nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn, 
1. die Ordnung ist nicht ordnungs-
gemäß bekannt gemacht worden, 
2. das Rektorat hat den Beschluss 
des die Ordnung beschließenden 
Gremiums vorher beanstandet, 
3. der Form- oder Verfahrensman-
gel ist gegenüber der Hochschule 
vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt, oder 
4. bei der öffentlichen Bekanntma-
chung der Ordnung ist auf die 
Rechtsfolge des Rügeausschlusses 
nicht hingewiesen worden.“ 

 

 15. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 

 
„(5) Die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften dieses Ge-
setzes oder des Ordnungs- oder 
des sonstigen autonomen Rechts 
der Hochschule kann gegen eine 
Ordnung der Hochschule nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Bekannt-
machung nicht mehr geltend ge-
macht wer-den, es sei denn, 
1. die Ordnung ist nicht ordnungs-
gemäß bekannt gemacht worden, 
2. das Rektorat hat den Beschluss 
des die Ordnung beschließenden 
Gremiums vorher beanstandet, 
3. der Form- oder Verfahrensman-
gel ist gegenüber der Hochschule 
vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt, oder 
4. bei der öffentlichen Bekanntma-
chung der Ordnung ist auf die 
Rechtsfolge des Rügeausschlusses 
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b) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6. 

nicht hingewiesen worden. Die auf-
sichtsrechtlichen Befugnisse nach 
§ 76 bleiben unberührt.“ 

 
b) unverändert 
 

16. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Vertreterinnen und Vertre-
ter der Mitgliedergruppen im Senat 
und im Fachbereichsrat werden in 
unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl von den jeweiligen 
Mitgliedergruppen getrennt ge-
wählt; Satz 3 und 4 bleiben unbe-
rührt. Das Nähere zur Wahl und zur 
Stellvertretung der gewählten Ver-
treterinnen und Vertreter regelt die 
Wahlordnung. Die Wahlordnung 
kann Briefwahl zulassen oder Re-
gelungen treffen, dass schriftliche 
Erklärungen in Wahlangelegenhei-
ten durch einfache elektronische 
Übermittlung, durch mobile Medien 
oder in elektronischer Form abge-
geben werden können. Zur Siche-
rung der Grundsätze nach Satz 1 
regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form. Sieht die Rechtsverordnung 
nach Satz 4 die Möglichkeit der 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form oder die Wahlordnung nach 
Satz 2 die Möglichkeit der Briefwahl 
vor, kann in der Rechtsverordnung 
oder der Wahlordnung auch be-
stimmt werden, dass die wählende 
Person oder deren Hilfsperson bei 
der Stimmabgabe in elektronischer 
Form oder bei der Briefwahl auf 
dem Wahlschein an Eides statt ver-
sichern muss, dass sie die Stimme 
persönlich oder als Hilfsperson ge-
mäß dem erklärten Willen der wäh-
lenden Person gekennzeichnet 
habe. Die Wahlleitung ist zur Ab-
nahme einer solchen Versicherung 
an Eides Statt zuständig; sie ist Be-
hörde im Sinne des § 156 des Straf-
gesetzbuches.“ 

 16. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Vertreterinnen und Vertre-
ter der Mitgliedergruppen im Senat 
und im Fachbereichsrat werden in 
unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl von den jeweiligen 
Mitgliedergruppen getrennt ge-
wählt; Satz 3 und 4 bleiben unbe-
rührt. Das Nähere zur Wahl und zur 
Stellvertretung der gewählten Ver-
treterinnen und Vertreter regelt die 
Wahlordnung. Die Wahlordnung 
kann Briefwahl zulassen oder Re-
gelungen treffen, dass schriftliche 
Erklärungen in Wahlangelegenhei-
ten durch einfache elektronische 
Übermittlung, durch mobile Medien 
oder in elektronischer Form abge-
geben werden können. Zur Siche-
rung der Grundsätze nach Satz 1 
regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form. Sieht die Rechtsverordnung 
nach Satz 4 die Möglichkeit der 
Stimmabgabe in elektronischer 
Form oder die Wahlordnung nach 
Satz 2 die Möglichkeit der Briefwahl 
vor, hat die wählende Person oder 
deren Hilfsperson bei der Stimmab-
gabe in elektronischer Form oder 
bei der Briefwahl auf dem Wahl-
schein an Eides statt zu versichern, 
dass sie die Stimme persönlich oder 
als Hilfsperson gemäß dem erklär-
ten Willen der wählenden Person 
gekennzeichnet habe. Die Wahllei-
tung ist zur Abnahme einer solchen 
Versicherung an Eides Statt zustän-
dig; sie ist Behörde im Sinne des 
§ 156 des Strafgesetzbuches.“ 
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b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Wird die Wahl eines Gremiums 
oder einzelner Mitglieder eines Gre-
miums nach Amtsantritt für ungültig 
erklärt, so berührt dieses nicht die 
Rechtswirksamkeit der vorher ge-
fassten Beschlüsse und Amtshand-
lungen; dies gilt bei einer fehlerhaf-
ten Besetzung von Gremien ent-
sprechend.“ 

 
c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

 
„(5) Gremien sind auch dann ge-
setzmäßig zusammengesetzt, 
wenn bei einer ordnungsgemäßen 
Wahl weniger Gremienmitglieder 
gewählt werden, als der jeweiligen 
Mitgliedergruppe Sitze zustehen. 
Gleiches gilt, wenn wahlberechtigte 
Mitglieder einer Mitgliedergruppe 
nicht vorhanden sind. Verfügt die 
Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer im Fachbe-
reichsrat nach der Wahl nicht über 
die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Gremiums, bestellt das 
Rektorat die erforderliche Zahl von 
Vertreterinnen und Vertretern, es 
sei denn, die Grundordnung sieht 
eine Nachwahl vor; dies gilt auch, 
wenn bei Ausscheiden einer Vertre-
terin oder eines Vertreters der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer wegen des 
Fehlens eines gewählten Ersatzmit-
glieds diese Gruppe nicht mehr 
über die Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder des Fachbereichsrats 
verfügen würden.“ 

 

 
 b) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 c) unverändert  

17. § 16 Absatz 1a Satz 3 bis 5 werden auf-
gehoben. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 17. unverändert 
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18. § 17 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

„§ 17 
Wahl der Mitglieder des Rektorats; Ab-

wahl durch die Hochschulwahlversamm-
lung“ 

 
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„(1) Die Mitglieder des Rektorats 
werden von der Hochschulwahlver-
sammlung mit der Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder des Gremi-
ums und zugleich mit der Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder inner-
halb ihrer beiden Hälften gewählt. 
Kommt eine Wahl gemäß Satz 1 
nicht zustande, kann ein zweiter, 
gegebenenfalls ein dritter Wahl-
gang stattfinden. Im dritten Wahl-
gang ist gewählt, wer die Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden Mit-
glieder der Hochschulwahlver-
sammlung und zugleich die Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder ihrer beiden Hälften auf 
sich vereint. Die Wahl der Prorekto-
rinnen oder Prorektoren erfolgt auf 
Vorschlag der Rektorin oder des 
Rektors oder der designierten Rek-
torin oder des designierten Rektors; 
die Wahl der Kanzlerin oder des 
Kanzlers erfolgt in deren oder des-
sen Benehmen. Die Wahlen der 
hauptberuflichen Rektoratsmitglie-
der setzen voraus, dass die zu be-
setzende Stelle zuvor öffentlich 
ausgeschrieben worden ist. Von 
dem Erfordernis der Ausschreibung 
nach Satz 5 und der Durchführung 
des Findungsverfahrens nach Ab-
satz 3 kann im Einvernehmen mit 
der Gleichstellungsbeauftragten ab-
gesehen werden, sofern Senat und 
Hochschulrat die Amtsinhaberin o-
der den Amtsinhaber aufgefordert 
haben, für eine weitere Amtszeit zu 
kandidieren.“ 

 
c) Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 

 18. unverändert 
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„Die Findungskommission kann der 
Hochschulwahlversammlung zur 
Wahl eine Person oder bis zu drei 
Personen vorschlagen, über deren 
Wahl die Hochschulwahlversamm-
lung in einer von der Findungskom-
mission festgelegten Reihenfolge 
abstimmt.“ 

 
d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Die Hochschulwahlversamm-
lung kann jedes Mitglied des Rekto-
rats mit der Mehrheit von fünf Ach-
teln ihrer Stimmen abwählen. Satz 1 
gilt nicht, wenn die Grundordnung 
eine Abwahl nach Maßgabe des § 
17a vorsieht. Mit der Abwahl nach 
Satz 1 oder nach § 17a ist die Amts-
zeit des abgewählten Mitglieds des 
Rektorats beendet. Die Wahl eines 
neuen Mitglieds nach Absatz 1 soll 
unverzüglich unter Mitwirkung der 
Findungskommission erfolgen. Das 
Verfahren zur Wahl und zur Abwahl 
nach Satz 1 regelt der Senat im Ein-
vernehmen mit dem Hochschulrat in 
der Grundordnung. Für den Be-
schluss, dass die Abwahl nach 
Maßgabe des § 17a erfolgen soll, 
gilt § 22 Absatz 1 Satz 2 nicht.“ 

 
19. Nach § 17 wird der folgende § 17a ein-

gefügt: 
 

„§ 17a 
Abwahl der Mitglieder des Rektorats 
durch die Hochschullehrerinnen und 

Hochschullehrer 
 

(1) Die wahlberechtigten Mitglieder der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer können das Amt oder die 
Funktion eines Mitglieds des Rektorats 
auf der Grundlage einer Regelung nach 
§ 17 Absatz 4 Satz 2 durch Abwahl vor-
zeitig beenden, wenn sie das Vertrauen in 
seine Amtsführung verloren haben. Der 
Vertrauensverlust ist eingetreten, wenn 
die Mehrheit nach Absatz 4 erreicht wird. 
Zur vorzeitigen Beendigung bedarf es ei-
nes Antrags (Abwahlbegehren), der von 

 19. unverändert 
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mindestens 25 Prozent der wahlberech-
tigten Mitglieder der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer, 
die im Zeitpunkt der Unterzeichnung Mit-
glied der Hochschule sind, unterzeichnet 
sein muss. Das Datum der Unterschrift ist 
jeweils zu erfassen. Zwischen erster Un-
terschrift und Einreichung des Abwahlbe-
gehrens dürfen nicht mehr als vier Wo-
chen liegen. Das Abwahlbegehren ist bin-
nen drei Wochen nach seinem Eingang 
zuzulassen, wenn es vorschriftsmäßig ge-
stellt ist. 

 
(2) Ist das Abwahlbegehren zugelassen 
worden, sind drei aufeinanderfolgende 
Werktage als Abstimmungstage festzu-
setzen, die unter Berücksichtigung des 
Verfahrens nach Absatz 3 spätestens 
sechs Wochen nach der Bekanntma-
chung der Zulassung liegen müssen. 
 
(3) Vor der Durchführung der Abstimmung 
ist eine hochschulöffentliche Aussprache 
in einer Sitzung der Hochschulwahlver-
sammlung anzuberaumen. In dieser Sit-
zung muss das Mitglied des Rektorats, 
gegen das sich der Antrag richtet, Gele-
genheit zur Stellungnahme gegenüber 
der Hochschulwahlversammlung erhal-
ten. Äußerungen aus der Hochschulöf-
fentlichkeit können zugelassen werden. 
Die Hochschulwahlversammlung be-
schließt eine Stellungnahme zum Abwahl-
begehren, die hochschulöffentlich be-
kannt gegeben wird; jede der beiden Hälf-
ten der Hochschulwahlversammlung ist 
berechtigt jeweils zusätzlich zur Stellung-
nahme nach Halbsatz 1 eine eigene Stel-
lungnahme abzugeben. 
 
(4) Die Abstimmung ist frei, gleich und ge-
heim. Die Abwahl ist erfolgreich, wenn 
zwei Drittel der an der Hochschule vor-
handenen wahlberechtigten Mitglieder 
der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer für die Abwahl 
stimmt und diese Mehrheit an mindestens 
der Hälfte aller Fachbereiche erreicht 
wird. Ist eine Hochschule nicht oder nur 
teilweise in Fachbereiche gegliedert, tritt 
hinsichtlich der Zählung nach Satz 2 an 
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die Stelle des Fachbereichs diejenige Or-
ganisationseinheit, welche auf der Grund-
lage des § 26 Absatz 5 dessen Aufgaben 
wahrnimmt. Die Hochschulen können in 
der Ordnung nach Absatz 6 strengere Vo-
raussetzungen festlegen. 
 
(5) Die Entscheidung über die Zulassung 
des Abwahlbegehrens und die Durchfüh-
rung des Verfahrens obliegen einem Ab-
wahlausschuss. Der Abwahlausschuss 
setzt sich zusammen aus der der Hoch-
schulwahlversammlung vorsitzenden 
Person als Vorsitzende oder Vorsitzender 
und zwei weiteren Mitgliedern der Hoch-
schulwahlversammlung als Beisitzer, die 
die Hochschulwahlversammlung be-
stimmt. Die Mitglieder des Abwahlaus-
schusses sind hinsichtlich der Durchfüh-
rung des Verfahrens den Mitgliedern der 
Verwaltung der Hochschule und deren 
Einrichtungen gegenüber weisungsbe-
fugt. Der Abwahlausschuss kann die 
Durchführung des Verfahrens einer Be-
amtin oder einem Beamten der Hoch-
schule oder des Landes mit Befähigung 
zum Richteramt übertragen. Für sie oder 
ihn gilt Satz 3 entsprechend. 
 
(6) Falls die Grundordnung eine Abwahl 
nach Maßgabe des § 17a vorsieht, regelt 
sie zugleich die weiteren Einzelheiten des 
Verfahrens einschließlich der Briefwahl; 
hinsichtlich der Versicherung an Eides 
Statt gilt § 13 Absatz 1 Satz 5 und 6 ent-
sprechend. Die Zulassung des Abwahlbe-
gehrens, die Abstimmungstage und das 
Ergebnis der Abstimmung sind jeweils un-
verzüglich bekannt zu machen. Ein Ab-
wahlbegehren gegen dasselbe Mitglied 
des Rektorats ist frühestens sechs Mo-
nate nach Bekanntgabe des Ergebnisses 
der Abstimmung oder der Nichtzulassung 
eines Abwahlbegehrens erneut möglich.“ 

 
20. In § 20 Absatz 4 Satz 2 werden die Wör-

ter „darum bittet“ durch das Wort „ent-
scheidet“ ersetzt. 

 

 20. unverändert 
 

21. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 

 21. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 
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aa) In Nummer 2 werden nach der 

Angabe „3“ die Wörter „sowie 
zum Entwurf des Hochschul-
entwicklungsplans nach § 16 
Absatz 1a“ angefügt. 

 
bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„3. die Zustimmung zum Wirt-
schaftsplan, zur unternehmeri-
schen Hochschultätigkeit nach 
§ 5 Absatz 7, zur Errichtung ei-
ner Stiftung, einer Anstalt oder 
eines Hochschulverbundes 
nach § 77a Absatz 1 und zur 
Übernahme weiterer Aufgaben 
nach § 3 Absatz 8;“ 
 
 
 
 
 
 
 

 
cc) In Nummer 5 werden die Wör-

ter „zum Entwurf des Hoch-
schulentwicklungsplans nach 
§ 16 Absatz 1a, die Stellung-
nahme“ gestrichen. 

 
b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Der Hochschulrat besteht nach 
Maßgabe der Grundordnung aus 
der vorsitzenden Person sowie min-
destens sechs und höchstens zwölf 
weiteren Mitgliedern, die in verant-
wortungsvollen Positionen in der 
Gesellschaft, insbesondere Wis-
senschaft, Kultur oder Wirtschaft, 
tätig sind oder waren und auf Grund 
ihrer hervorragenden Kenntnisse 
und Erfahrungen einen Beitrag zur 
Erreichung der Ziele und Aufgaben 
der Hochschule leisten können.“ 

 
c) In Absatz 4 Satz 5 werden nach 

dem Wort „Ministerium“ die Wörter 

 
aa) unverändert 
 
 
 
 

 
bb) Nummer 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„3. die Zustimmung zum Wirt-
schaftsplan, zur unternehmeri-
schen Hochschultätigkeit nach 
§ 5 Absatz 7, zur Errichtung ei-
ner Stiftung, einer Anstalt oder 
eines Hochschulverbundes 
nach § 77a Absatz 1, zur Stel-
lung des Antrags nach § 2 Ab-
satz 8, soweit dieser auf die 
Übertragung der Bauherrenei-
genschaft und der Eigentü-
merverantwortung an der Ge-
samtheit der überlassenen Lie-
genschaften gerichtet ist, und 
zur Übernahme weiterer Aufga-
ben nach § 3 Absatz 8;“ 

 
cc) unverändert 
 
 
 
 

 
b) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
c) unverändert 
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„; verweigert der Senat die Bestäti-
gung, wird die Abstimmung auf An-
trag des Rektorats wiederholt“ ein-
gefügt. 

 
d) In Absatz 5a Satz 2 wird das Wort 

„Semester“ durch das Wort „Jahr“ 
ersetzt. 

 
e) Nach Absatz 6 Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Ist die Funktion der oder des Vor-
sitzenden vakant oder soll in der 
Wahrnehmung der Aufgaben und 
Befugnisse der dienstvorgesetzten 
Stelle nach § 33 Absatz 3 Satz 1 
vertreten werden, wird die Vertre-
tung für den Zeitraum dieser Va-
kanz oder für das jeweilige Dienst-
geschäft der dienstvorgesetzten 
Stelle durch das lebensälteste oder 
durch das in der Geschäftsordnung 
des Hochschulrates bestimmte Mit-
glied aus dem Personenkreis der 
Externen wahrgenommen.“ 

 

 
 
 
 
 
d) unverändert 
 
 
 
e) unverändert 

 

22. § 22 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 
 

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Die Grundordnung kann vorsehen, 
dass die Stimmen der Vertreterin-
nen oder Vertreter der Gruppen im 
Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 im 
gleichen Verhältnis zueinander ste-
hen.“ 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Falls auf der Grundlage einer 
Regelung in der Grundordnung die 
Vertreterinnen und Vertreter der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer im Senat nicht 
über die Mehrheit der Stimmen ver-
fügen, verfügen diese Vertreterin-
nen und Vertreter gleichwohl über 
die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Senats  

 22. unverändert 
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1. bei der Wahl der Mitglieder des 
Senats in der Findungskommission 
nach § 17 Absatz 3, 
2. bei der Billigung von Planungs-
grundsätzen nach § 16 Absatz 1a 
Satz 1,  
3. bei dem Erlass von Ordnungen, 
die inhaltliche Rahmenbedingungen 
der Forschung regeln, 
4. bei dem Beschluss über die Auf-
forderung nach § 17 Absatz 1 
Satz 6, 
5. bei der Beschlussfassung nach § 
17 Absatz 4 Satz 2 und 
6. bei der Beschlussfassung nach § 
17a Absatz 6. 
Sie verfügen in der Hochschulwahl-
versammlung über die Mehrheit der 
Stimmen derjenigen ihrer Mitglie-
der, die zugleich stimmberechtigte 
Mitglieder des Senats sind. Sie ver-
fügen im Senat mindestens über die 
Hälfte der Stimmen seiner Mitglie-
der beim Erlass von Rahmenprü-
fungsordnungen. Die entsprechen-
den Regelungen zu der Stimmver-
teilung sind durch die Grundord-
nung oder nach Maßgabe der 
Grundordnung zu treffen.“ 

 
23. In § 22a Absatz 1 Satz 2 werden nach 

dem Wort „der“ die Wörter „Mitglieder 
der“ eingefügt. 
 

 23. unverändert  

24. § 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Grundordnung kann eine Fach-
bereichskonferenz vorsehen. Sie muss 
eine Fachbereichskonferenz vorsehen, 
wenn sie gemäß § 21 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 bestimmt, dass sämtliche 
Mitglieder des Hochschulrats Externe 
sind.“ 

 

 24. unverändert 

25. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 5 Satz 5 werden die Wör-
ter „und § 11a Absatz 1“ gestrichen. 

 
b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 25. unverändert 
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„Wird ein Fachbereich neu gegrün-
det, bestellt das Rektorat im Einver-
nehmen mit dem Senat und zeitlich 
auf die Gründungsphase begrenzt 
in der Regel eine Gründungsdeka-
nin oder einen Gründungsdekan, 
die oder der übergangsweise auch 
die Aufgaben des jeweiligen Fach-
bereichsrats wahrnimmt.“ 

 
26. § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 4 Satz 1 werden nach 
dem Wort „Stimmen“ die Wörter 
„der Mitglieder“ eingefügt. 

 
b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 6 werden nach dem 

Wort „Stimmen“ die Wörter „der 
Mitglieder“ eingefügt. 

 
bb) Nach Satz 7 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Hinsichtlich der Abwahl der 
Mitglieder des Dekanats gilt 
Absatz 5 entsprechend.“ 

 

 26. unverändert 
 
 

27. In § 29 Absatz 4 Satz 3 und 4 wird je-
weils das Wort „Finanzministerium“ 
durch die Wörter „für Finanzen zustän-
digen Ministerium“ ersetzt. 
 

 27. unverändert 
 

28. § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Der Fachbereich Medizin wirkt im 
Rahmen seiner Aufgaben eng mit 
dem Universitätsklinikum zusam-
men.“ 

 
b) In Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe 

„§ 31 a“ durch die Angabe „§ 31a“ 
ersetzt.  

 
c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

 28. § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 

b) unverändert 
 
 
 

c) unverändert 
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„Die Pflegedirektorin oder der Pfle-
gedirektor des Universitätsklini-
kums soll bei der Beratung von Ge-
genständen der Pflege mit beraten-
der Stimme hinzugezogen werden.“ 

 
d) Absatz 4 Satz 6 wird durch folgende 

Sätze ersetzt: 
 

„Zur Erfüllung der Aufgaben in For-
schung und Lehre wirken auf 
Grundlage einer Kooperationsver-
einbarung der Fachbereich Medizin 
und besonders qualifizierte Kran-
kenhäuser zusammen, die zum Uni-
versitätsklinikum der Universität Bo-
chum zusammengefasst sind. Die 
nach der Kooperationsvereinbarung 
zu erbringenden Tätigkeiten dürfen 
nur bei dem jeweiligen Kooperati-
onspartner nachgefragt werden.“ 

 
 

e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 

„(5) Zur Erfüllung der Aufgaben in 
Forschung und Lehre wirken auf 
Grundlage einer Kooperationsver-
einbarung der Fachbereich Medizin 
und besonders qualifizierte Kran-
kenhäuser zusammen, die zum Uni-
versitätsklinikum Ostwestfalen-
Lippe der Universität Bielefeld zu-
sammengefasst sind. Absatz 4 Satz 
7 gilt entsprechend. Für den Fach-
bereich Medizin gelten die §§ 26 bis 
28.“ 

 

 
 
 
 
 
 

d) Absatz 4 Satz 6 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 
„Zur Erfüllung der Aufgaben in For-
schung und Lehre wirken auf 
Grundlage einer öffentlich-rechtli-
chen Kooperationsvereinbarung der 
Fachbereich Medizin und beson-
ders qualifizierte Krankenhäuser 
zusammen, die zum Universitätskli-
nikum der Universität Bochum zu-
sammengefasst sind. Die nach der 
Kooperationsvereinbarung zu er-
bringenden Tätigkeiten dürfen nur 
bei dem jeweiligen Kooperations-
partner nachgefragt werden.“ 

 
e) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

 
„(5) Zur Erfüllung der Aufgaben in 
Forschung und Lehre wirken auf 
Grundlage einer öffentlich-rechtli-
chen Kooperationsvereinbarung der 
Fachbereich Medizin und beson-
ders qualifizierte Krankenhäuser 
zusammen, die zum Universitätskli-
nikum Ostwestfalen-Lippe der Uni-
versität Bielefeld zusammengefasst 
sind. Absatz 4 Satz 7 gilt entspre-
chend. Für den Fachbereich Medi-
zin gelten die §§ 26 bis 28.“ 

 
29. § 31a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Das Universitätsklinikum wirkt 
mit dem Fachbereich Medizin zur 
Erfüllung seiner Aufgaben in For-
schung und Lehre zusammen. Es 
ist in der Krankenversorgung ein-
schließlich der Hochleistungsmedi-
zin und im öffentlichen Gesund-
heitswesen tätig. Es gewährleistet 
die Verbindung der Krankenversor-
gung mit Forschung und Lehre. Es 

 29. § 31a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Das Universitätsklinikum wirkt 
mit dem Fachbereich Medizin zur 
Erfüllung seiner Aufgaben in For-
schung und Lehre zusammen. Es 
ist in der Krankenversorgung ein-
schließlich der Hochleistungsmedi-
zin und im öffentlichen Gesund-
heitswesen tätig. Es gewährleistet 
die Verbindung der Krankenversor-
gung mit Forschung und Lehre. Es 
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fördert die ärztliche Fort- und Wei-
terbildung und die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung des Personals. Es 
stellt sicher, dass die Mitglieder der 
Universität die ihnen durch Artikel 5 
Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes 
und durch das Hochschulgesetz 
verbürgten Rechte wahrnehmen 
können. Das Universitätsklinikum 
informiert auf Anfrage das für Ge-
sundheit zuständige Ministerium 
über die Wahrnehmung seiner Auf-
gaben in der Krankenversorgung in 
Bezug auf den regionalen Versor-
gungsbedarf der Bevölkerung.“ 

 
b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 

„(1a) Jedes Universitätsklinikum 
schließt mit der Universität am je-
weiligen Standort eine Kooperati-
onsvereinbarung, in der das Nähere 
über das Zusammenwirken geregelt 
wird. Das Universitätsklinikum darf 
die nach der Kooperationsvereinba-
rung durch die Universität zu erbrin-
genden Tätigkeiten nur bei dieser 
nachfragen; die Universität darf die 
nach der Kooperationsvereinbarung 
durch das Universitätsklinikum zu 
erbringenden Tätigkeiten nur bei 
diesem nachfragen.“ 

 
 

c) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „Fi-
nanzministerium“ durch die Wörter 
„für Finanzen zuständigen Ministe-
rium“ ersetzt. 

 
d) In Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 wird 

das Wort „Finanzministeriums“ 
durch die Wörter „für Finanzen zu-
ständigen Ministeriums sowie mit 
beratender Stimme eine Vertreterin 
oder ein Vertreter des für Gesund-
heit zuständigen Ministeriums“ er-
setzt. 

 

fördert die ärztliche Fort- und Wei-
terbildung und die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung des Personals. Es 
stellt sicher, dass die Mitglieder der 
Universität die ihnen durch Artikel 5 
Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes 
und durch das Hochschulgesetz 
verbürgten Rechte wahrnehmen 
können.“ 
 
 
 
 
 
 

 
b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 

„(1a) Jedes Universitätsklinikum 
schließt mit der Universität am je-
weiligen Standort eine öffentlich-
rechtliche Kooperationsvereinba-
rung, in der das Nähere über das 
Zusammenwirken geregelt wird. 
Das Universitätsklinikum darf die 
nach der Kooperationsvereinbarung 
durch die Universität zu erbringen-
den Tätigkeiten nur bei dieser nach-
fragen; die Universität darf die nach 
der Kooperationsvereinbarung 
durch das Universitätsklinikum zu 
erbringenden Tätigkeiten nur bei 
diesem nachfragen.“ 

 
c) unverändert 
 
 
 
 
d) unverändert 

 

30. § 31b Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„und“ die Wörter „des Erwerbs der 

 30. unverändert 
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benötigten Liegenschaften sowie“ 
eingefügt. 

 
b) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„§ 6 Absatz 2 findet Anwendung; 
das Ministerium beteiligt das für Ge-
sundheit zuständige Ministerium bei 
der Verhandlung über den Ab-
schluss von Hochschulverträgen, 
wenn und soweit es um Vereinba-
rungen zur medizinischen Ausbil-
dung mit Bezug zu dem Versor-
gungsbedarf der Bevölkerung geht.“ 
 

31. § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„§ 31a Absatz 1a gilt für Vereinba-
rungen mit anderen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts 
entsprechend.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 2 wird das Wort „nur“ 

gestrichen. 
 
bb) Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Dient eine Einrichtung außer-
halb der Hochschule der prakti-
schen Ausbildung in nichtmedi-
zinischen Gesundheitsberei-
chen, so kann ihr die Hoch-
schule mit Zustimmung des Mi-
nisteriums eine geeignete Be-
zeichnung, im Falle eines Kran-
kenhauses die Bezeichnung 
„Akademisches Lehrkranken-
haus“ nebst Nennung der spe-
zifischen fachlichen Ausrich-
tung, verleihen.“ 

 
cc) In dem neuen Satz 4 wird die 

Angabe „und 2“ durch die An-
gabe „bis 3“ ersetzt. 

 

 31. § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 
 
 
 
 
 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) unverändert 
 
 
bb) Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Dient eine Einrichtung außer-
halb der Hochschule der prakti-
schen Ausbildung in anderen 
Gesundheitsbereichen, so 
kann ihr die Hochschule mit Zu-
stimmung des Ministeriums 
eine geeignete Bezeichnung, 
im Falle eines Krankenhauses 
die Bezeichnung „Akademi-
sches Lehrkrankenhaus“ nebst 
Nennung der spezifischen 
fachlichen Ausrichtung, verlei-
hen.“ 

 
cc) unverändert 

 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/6797 

 
 

30 

32. § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Oberste Dienstbehörde im Sinne 
des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
des Landesbeamtengesetzes ist 
der Hochschulrat, es sei denn, das 
Ministerium behält sich die Aus-
übung der Befugnisse der obersten 
Dienstbehörde ganz oder zum Teil 
jederzeit widerruflich vor; der Hoch-
schulrat kann seine Befugnisse je-
derzeit widerruflich ganz oder teil-
weise dem Rektorat übertragen.“ 

 
b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
„Dienstvorgesetzte Stelle der haupt-
beruflichen Rektoratsmitglieder ist 
die oder der Vorsitzende des Hoch-
schulrats, es sei denn, das Ministe-
rium behält sich die Ausübung der 
Befugnisse der dienstvorgesetzten 
Stelle ganz oder zum Teil jederzeit 
widerruflich vor.“ 

 

 32. unverändert 
 

33. § 34a wird aufgehoben. 
 

 33. unverändert 
 

34. Dem § 35 Absatz 4 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 
„Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren haben neben und im Rahmen ih-
rer Aufgaben nach Absatz 1 bis 3 die 
Aufgabe, sich durch die selbstständige 
Wahrnehmung der ihrer Universität ob-
liegenden Aufgaben in Forschung, 
Kunst, Lehre und Weiterbildung für die 
Berufung auf eine Professur an einer 
Universität zu qualifizieren. Dies ist bei 
der Ausgestaltung ihres Dienstverhält-
nisses und der Funktionsbeschreibung 
ihrer Stelle zu gewährleisten.“ 

 

 34. unverändert 
 

35. In § 36 Absatz 1 Nummer 2 wird die An-
gabe „3“ durch die Angabe „4“ ersetzt. 
 
 
 
 

 35. unverändert 
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36. § 37 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern 
„eigenen Hochschule“ die Wörter „in 
der Regel“ eingefügt. 

 
b) In Satz 2 werden nach dem Wort 

„werden“ die Wörter „, es sei denn, 
das Gebot der Bestenauslese nach 
Artikel 33 Absatz 2 des Grundgeset-
zes gebietet die Berufung des Mit-
glieds der Hochschule“ eingefügt. 

 

 36. unverändert  

37. § 38 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Stellen für Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer sind 
vom Rektorat auf Vorschlag des 
Fachbereichs öffentlich auszu-
schreiben. Die Ausschreibung muss 
Art und Umfang der zu erfüllenden 
Aufgaben angeben. Von der Aus-
schreibung einer Professur kann in 
den folgenden Fällen ausnahms-
weise abgesehen werden: 
1. wenn eine Professorin oder ein 
Professor in einem Beamtenverhält-
nis auf Zeit oder einem befristeten 
Beschäftigungsverhältnis auf eine 
Professur in einem Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder einem un-
befristeten Beschäftigungsverhält-
nis berufen werden soll, 
2. wenn durch das Angebot dieser 
Stelle die Abwanderung einer Pro-
fessorin oder eines Professors ver-
hindert werden kann; dies setzt vo-
raus, dass ein mindestens gleich-
wertiger Ruf einer anderen Hoch-
schule vorliegt, 
3. wenn für die Besetzung einer mit 
der Besoldungsgruppe W3 bewer-
teten Professur eine in besonders 
herausragender Weise qualifizierte 
Persönlichkeit zur Verfügung steht, 
deren Gewinnung im Hinblick auf 
die Stärkung der Qualität und Profil-
bildung im besonderen Interesse 
der Hochschule liegt, 

 37. unverändert 
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4. wenn eine Nachwuchswissen-
schaftlerin oder ein Nachwuchswis-
senschaftler, bei der oder dem die 
Einstellungsvoraussetzungen einer 
Juniorprofessorin oder eines Junior-
professors nach § 36 vorliegen und 
die oder der in besonderer Weise 
fachlich sowohl qualifiziert als auch 
mit der berufungswilligen Universi-
tät verbunden ist, auf eine Professur 
in einem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen 
werden soll; dabei muss die Nach-
wuchswissenschaftlerin oder der 
Nachwuchswissenschaftler ihre o-
der seine Funktion nach externer 
Begutachtung, welche dem Beru-
fungsverfahren auf eine Juniorpro-
fessor gleichwertig ist, erhalten ha-
ben, oder 
5. wenn die Professur, auf die beru-
fen werden soll, aus einem hoch-
schulübergreifenden Förderpro-
gramm finanziert wird, dessen 
Vergabebestimmungen eine Aus-
schreibung und ein Auswahlverfah-
ren mit externer Begutachtung vor-
sehen, welches einem Berufungs-
verfahren auf eine Professur gleich-
wertig ist. 
Die Entscheidung über den Verzicht 
auf die Ausschreibung nach Satz 3 
trifft das Rektorat auf Vorschlag des 
Fachbereichs und nach Anhörung 
der Gleichstellungsbeauftragten; im 
Fall von Satz 3 Nummer 3 bedarf 
die Entscheidung zusätzlich des 
Einvernehmens des Hochschulrats. 
In den Fällen der Wiederbesetzung 
entscheidet das Rektorat nach An-
hörung der betroffenen Fachberei-
che, ob die Aufgabenumschreibung 
der Stelle geändert, die Stelle ei-
nem anderen Fachbereich zugewie-
sen oder nicht wieder besetzt wer-
den soll.“ 

 
b) Absatz 1a wird aufgehoben. 
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38. Nach § 38 wird folgender § 38a einge-
fügt: 

 
„§ 38a 

Tenure Track 
 

(1) Die Universitäten können Juniorpro-
fessuren so ausgestalten, dass schon 
bei der Besetzung dieser Stelle die Be-
rufung auf eine Professur im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit oder auf eine 
Professur in einem unbefristeten Be-
schäftigungsverhältnis unter der Vo-
raussetzung zugesagt wird, dass vorab 
festzulegende Qualitäts- und Leistungs-
anforderungen während der Juniorpro-
fessur erfüllt werden (Tenure Track); in 
diesem Fall muss zuvor eine Ausschrei-
bung nach Absatz 2 erfolgt sein. Die Ent-
scheidung über die Ausgestaltung nach 
Satz 1 trifft das Rektorat auf Vorschlag 
des Fachbereichs und nach Anhörung 
der Gleichstellungsbeauftragten. Im Fall 
der Tenure-Track-Zusage wird von der 
Ausschreibung der unbefristeten Profes-
sur abgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Eine Juniorprofessur kann mit der 
Maßgabe ausgeschrieben werden, dass 
im Anschluss an die Juniorprofessur die 
Berufung auf eine Professur im Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit oder auf 
eine Professur in einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis erfolgen wird, 
wenn die bei der Besetzung der Junior-
professur festgelegten Leistungen er-
bracht werden und die sonstigen Ein-
stellungsvoraussetzungen für eine Pro-
fessur vorliegen. 
 
(3) In einem Evaluierungsverfahren, das 
die Grundlage für die Berufung auf die 

 38. Nach § 38 wird folgender § 38a einge-
fügt: 

 
„§ 38a 

Tenure Track 
 

(1) Die Universitäten können in begrün-
deten Fällen Juniorprofessuren so aus-
gestalten, dass schon bei der Besetzung 
dieser Stelle die Berufung auf eine Pro-
fessur im Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder auf eine Professur in ei-
nem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis unter der Voraussetzung zuge-
sagt wird, dass vorab festzulegende 
Qualitäts- und Leistungsanforderungen 
während der Juniorprofessur erfüllt wer-
den (Tenure Track); in diesem Fall muss 
zuvor eine Ausschreibung nach Absatz 
2 erfolgt sein. Die Entscheidung über die 
Ausgestaltung nach Satz 1 trifft das Rek-
torat auf Vorschlag des Fachbereichs 
und nach Anhörung der Gleichstellungs-
beauftragten. Im Fall der Tenure-Track-
Zusage wird von der Ausschreibung der 
unbefristeten Professur abgesehen. Ei-
ner Juniorprofessorin oder einem Juni-
orprofessor kann in begründeten Fällen 
ein Tenure Track auch ohne Ausschrei-
bung nach Absatz 2 zugesagt werden, 
wenn bei Vorliegen eines mindestens 
gleichwertigen Rufs einer anderen Uni-
versität auf eine Juniorprofessur mit 
Tenure Track durch dieses Angebot ei-
nes Tenure Tracks ihre oder seine Ab-
wanderung verhindert werden kann; die 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
 
(2) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/6797 

 
 

34 

Professur im Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder in einem unbefristeten Be-
schäftigungsverhältnis bildet, wird über-
prüft, ob die bei der Besetzung der Juni-
orprofessur festgelegten Leistungen er-
bracht wurden. Das Nähere zu Grunds-
ätzen, Strukturen und Verfahren ein-
schließlich der Hinzuziehung auswärti-
ger Sachverständiger regelt die Beru-
fungsordnung; § 38 Absatz 4 Satz 2 bis 
4 gilt entsprechend. Die Berufungsord-
nung kann regeln, dass das Evaluie-
rungsverfahren nach Satz 1 und das Be-
rufungsverfahren, welches zudem ange-
messen vereinfacht werden kann, in ei-
nem Verfahren zusammengeführt wer-
den können. Für das Evaluierungsver-
fahren und das zusammengeführte Ver-
fahren nach Satz 3 gilt § 38 Absatz 5 
entsprechend. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Profes-
suren im Beamtenverhältnis auf Zeit o-
der in einem befristeten Beschäftigungs-
verhältnis entsprechend. Die Universität 
kann eine Zwischenevaluierung der in 
dieser Professur erbrachten Leistungen 
vorsehen. 
 
(5) Die Universitäten können die Be-
schäftigung als wissenschaftliche Mitar-
beiterin oder als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter so ausgestalten, dass bei der 
Besetzung dieser Stelle oder dieser Be-
schäftigungsposition die Zusage eines 
Tenure Track erfolgt. In diesem Fall 
muss die wissenschaftliche Mitarbeiterin 
oder der wissenschaftliche Mitarbeiter 
ihre oder seine Funktion in der Regel 
nach externer Begutachtung, welche 
dem Berufungsverfahren auf eine Juni-
orprofessur gleichwertig ist, erhalten ha-
ben. Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 3 
und Absatz 4 Satz 2 gelten entspre-
chend. 
 
 
(6) Die Universität kann Nachwuchswis-
senschaftlerinnen oder Nachwuchswis-
senschaftler im Sinne des § 38 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4, die sie nicht als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin oder wis-
senschaftlichen Mitarbeiter beschäftigt, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Universitäten können in begrün-
deten Fällen die Beschäftigung als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin oder als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter so ausge-
stalten, dass bei der Besetzung dieser 
Stelle oder dieser Beschäftigungsposi-
tion die Zusage eines Tenure Track er-
folgt. In diesem Fall muss die wissen-
schaftliche Mitarbeiterin oder der wis-
senschaftliche Mitarbeiter ihre oder 
seine Funktion in der Regel nach exter-
ner Begutachtung, welche dem Beru-
fungsverfahren auf eine Juniorprofessur 
gleichwertig ist, erhalten haben. Absatz 
1 Satz 2 bis 4, Absatz 3, Absatz 4 Satz 
2 und Absatz 6 Satz 1 gelten entspre-
chend. 
 
(6) Die Universitäten können in begrün-
deten Fällen einer Nachwuchswissen-
schaftlerin oder einem Nachwuchswis-
senschaftler, die oder den sie nicht als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin oder Mit-
arbeiter beschäftigt und die oder der 
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bei der Besetzung ihrer Position als 
Nachwuchswissenschaftlerin oder 
Nachwuchswissenschaftler einen Ten-
ure Track zusagen; in der Ausschrei-
bung dieser Position muss auf die Mög-
lichkeit der Zusage eines Tenure Track 
hingewiesen worden sein. Absatz 1 Satz 
2 und 3, Absatz 3, Absatz 4 Satz 2 und 
Absatz 5 Satz 2 gelten entsprechend. 
 
 
 
(7) Die Universität entwickelt ein in der 
Berufungsordnung festzulegendes Qua-
litätssicherungskonzept, welches die 
Bestenauslese in den Fällen der Ab-
sätze 1 bis 6 ebenso absichert wie ein 
Ausschreibungsverfahren; das Ministe-
rium kann sich vorbehalten, dass die 
Universität dieses Konzept und seine 
Weiterentwicklung mit ihm abstimmt. 
 
(8) § 37a gilt entsprechend.“ 

 

eine Funktion innehat, welche aus ei-
nem hochschulübergreifenden Förder-
programm finanziert wird, dessen 
Vergabebestimmungen eine Ausschrei-
bung und ein Auswahlverfahren mit ex-
terner Begutachtung vorsehen, das ei-
nem Berufungsverfahren auf eine Juni-
orprofessur gleichwertig ist, einen Ten-
ure Track zusagen. Absatz 1 Satz 2 und 
3, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 gelten 
entsprechend. 
 
(7) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8)  unverändert 

 
39. § 39 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 5 Satz 3 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
„Satz 3 gilt auch für eine Juniorpro-
fessorin oder einen Juniorprofessor, 
der oder dem eine Zusage nach 
§ 38a Absatz 1 erteilt wurde, wenn 
sie oder er sich als Hochschullehre-
rin oder als Hochschullehrer nicht 
bewährt hat.“ 

 
b) Absatz 6 Satz 4 wird aufgehoben. 

 

 39. unverändert 

40. Dem § 40 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Eine auch teilweise Freistellung kann 
nur dann Gegenstand einer Berufungs-
vereinbarung sein, wenn sie insofern wi-
derrufbar ausgestaltet ist.“ 

 

 40. Dem § 40 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Falls eine auch teilweise Freistellung 
Gegenstand einer Berufungsvereinba-
rung ist, soll die Freistellung insofern wi-
derrufbar ausgestaltet werden.“ 

41. § 46a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Grundordnung kann vorsehen, 
dass die Studierenden oder der Senat 
auf der Grundlage eines Vorschlags der 

 41. unverändert 
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Studierendenschaft eine Stelle wählt, 
die nach Maßgabe von Absatz 2 als Be-
auftragte für die studentischen Hilfs-
kräfte die Belange von wissenschaftli-
chen oder künstlerischen Hilfskräften 
nach § 46 wahrnimmt, die über kein für 
ihre Hilfskrafttätigkeit fachlich einschlä-
giges abgeschlossenes Hochschulstu-
dium verfügen. Sieht die Grundordnung 
die Wahl nach Satz 1 vor, regelt sie zu-
gleich die Anzahl der Mitglieder der 
Stelle, ihre Bestellung und Amtszeit so-
wie das Nähere zur Wählbarkeit und zur 
Wahl. Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Mitglieder der Stelle, so-
fern sie in einem Dienst- oder Beschäfti-
gungsverhältnis zur Hochschule stehen, 
in einem angemessenen Umfang von ih-
rer dienstlichen Tätigkeit freigestellt wer-
den.“ 

 
42. § 48 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird nach der An-
gabe „Absatz 2“ die Angabe „Satz 1“ 
eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 
 

„(9) Zur Verbesserung des Studien-
erfolgs und des Übergangs zwi-
schen Schule und Hochschule kann 
die Hochschule in der Einschrei-
bungsordnung bestimmen, dass 
Studienbewerberinnen und Studi-
enbewerber vor der Einschreibung 
an einem Testverfahren, insbeson-
dere einem Online-Self-Assess-
ment zur Reflexion des eigenen 
schulischen Wissensstandes und 
der fachlichen Anforderungen im 
angestrebten Studiengang, teilneh-
men müssen, in dem ihre Eignung 
für den gewählten Studiengang ge-
testet wird. Dies gilt insbesondere 

 42. § 48 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „Grund“ die Wörter „, auch 
zum Zwecke der Gründung ei-
nes Unternehmens,“ eingefügt. 

 
bb) In Satz 3 wird nach der Angabe 

„§ 64 Absatz 2“ die Angabe 
„Satz 1“ eingefügt.“ 

 
 

b) unverändert 
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für Studiengänge mit einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss 
aus den Fächergruppen Wirt-
schaftswissenschaften, Mathema-
tik, Informatik, Naturwissenschaf-
ten, Technik sowie Rechtswissen-
schaft. Das Nähere regelt die Ein-
schreibungsordnung; Satz 1 bleibt 
unberührt.“ 
 

 
43. § 49 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Prüfungsordnungen kön-
nen bestimmen, dass für einen 
Studiengang nach Satz 1 ein 
vorangegangener qualifizierter 
Abschluss nachzuweisen ist; 
es kann dabei nicht bestimmt 
werden, dass der vorange-
hende Abschluss durch eine 
Gesamtnote in einer bestimm-
ten Höhe qualifiziert sein muss 
oder dass die Note einer Modu-
labschlussprüfung des voran-
gehenden Studienganges in ei-
ner bestimmten Höhe vorliegen 
muss, wenn der erfolgreiche 
Abschluss des Studienganges, 
der mit einem Mastergrad ab-
schließt, Voraussetzung für die 
Aufnahme oder Ausübung ei-
nes reglementierten Berufs im 
Sinne des § 3 Absatz 5 des 
Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes NRW vom 28. 
Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) in 
der jeweils geltenden Fassung 
ist.“ 
 
 
 
 
 

 
bb) In Satz 5 werden nach dem 

Wort „erlischt“ die Wörter „mit 
Wirkung für die Zukunft“ einge-
fügt. 

 43. § 49 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bb) In Satz 4 werden die Wörter 

„und das Fehlen der Zugangs-
voraussetzungen von der Stu-
dierenden oder dem Studieren-
den nicht zu vertreten ist“ ge-
strichen. 

 
cc) unverändert 
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b) Nach Absatz 6 wird folgender Ab-

satz 6a eingefügt: 
 

„(6a) Wird die Qualifikation des vo-
rangegangenen qualifizierten Ab-
schlusses im Sinne des Absatzes 6 
Satz 3 an einer Note des vorange-
gangenen Abschlusses bemessen, 
ist Inhaberinnen und Inhabern eines 
nicht mit einer Abschlussnote ver-
sehenen Akademiebriefs einer 
Kunsthochschule Gelegenheit zu 
einem Einstufungstest zu geben. 
Wurden diese Inhaberinnen oder In-
haber zur Meisterschülerin oder 
zum Meisterschüler ernannt, wird 
ihnen die im Bewertungsschema 
des Studienganges, der zu dem vo-
rangehenden Abschluss führt, 
beste Note zugeordnet.“ 

 
 
c) Absatz 10 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Studienbewerberinnen und Studi-
enbewerber müssen die für ihren 
Studiengang erforderlichen Kennt-
nisse der deutschen Sprache besit-
zen.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) unverändert 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

c) unverändert 
 

44. § 50 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„1. an einer Krankheit leidet, durch die 
sie oder er die Gesundheit der Hoch-
schulmitglieder, insbesondere der Stu-
dierenden, ernstlich gefährdet oder den 
ordnungsgemäßen Studienbetrieb 
ernstlich zu beeinträchtigen droht,“ 

 

 44. unverändert 
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45. Nach § 51 wird folgender § 51a einge-
fügt: 

 
„§ 51a 

Ordnungsverstöße; Ordnungsmaßnah-
men 

 
(1) Eine Studierende oder ein Studierender 
begeht einen Ordnungsverstoß, wenn sie o-
der er 
 
1. durch Anwendung von Gewalt, durch 

Aufforderung zur Gewalt, durch Bedro-
hung mit Gewalt oder durch einen 
schwerwiegenden oder wiederholten 
Verstoß gegen eine rechtmäßige Anord-
nung im Rahmen des Hausrechts 

 
a) den bestimmungsgemäßen Betrieb 

einer Hochschuleinrichtung, die Tä-
tigkeit eines Hochschulorgans, die 
Durchführung einer Hochschulveran-
staltung oder in sonstiger Weise den 
Studienbetrieb beeinträchtigt, verhin-
dert oder zu verhindern versucht oder 

 
b) ein Mitglied der Hochschule in der 

Ausübung seiner Rechte und Pflich-
ten erheblich beeinträchtigt oder von 
dieser Ausübung abhält oder abzu-
halten versucht, 

 
2. wegen einer vorsätzlich begangenen 

Straftat, die zu Lasten eines Mitglieds der 
Hochschule geschehen ist, rechtskräftig 
verurteilt worden ist oder ein rechtskräfti-
ger Strafbefehl vorliegt und nach Art der 
Straftat eine Behinderung des Studiums 
oder der sonstigen Tätigkeit dieses Mit-
glieds droht, 

 
3. Einrichtungen der Hochschule zu straf-

baren Handlungen nutzt oder zu nutzen 
versucht oder 

 
4. bezweckt oder bewirkt, dass 
 

a) ein Mitglied der Hochschule aus 
Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, des Ge-
schlechts, der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, des 
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Alters oder der sexuellen Identität in 
seiner Würde verletzt wird, 

 
b) damit zugleich ein von Einschüchte-

rungen, Anfeindungen, Erniedrigun-
gen, Entwürdigungen oder Beleidi-
gungen gekennzeichnetes Umfeld 
geschaffen wird und 

 
c) nach Art dieser Würdeverletzung und 

dieses geschaffenen Umfelds eine 
Behinderung des Studiums oder der 
sonstigen Tätigkeit dieses Mitglieds 
droht. 

 
(2) Gegen Studierende, die einen Ordnungs-
verstoß nach Absatz 1 begangen haben, 
können Ordnungsmaßnahmen verhängt 
werden. Ordnungsmaßnahmen sind: 
 

1. der Ausspruch einer Rüge, 
 
2. die Androhung der Exmatrikulation, 
 
3. der Ausschluss von der Benutzung 

von Einrichtungen der Hochschule, 
 
4. der Ausschluss von der Teilnahme 

an einzelnen Lehrveranstaltungen 
bis zu einem Semester, 

 
5. die Exmatrikulation. 

 
Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Num-
mer 2 kann nur in Verbindung mit Ordnungs-
maßnahmen nach Satz 2 Nummer 1, 3 oder 
4 ausgesprochen werden; die Ordnungs-
maßnahmen nach Satz 2 Nummer 1, 3 und 
4 können nebeneinander verhängt werden. 
Die Ordnungsmaßnahme nach Satz 2 Num-
mer 5 kann für einen Ordnungsverstoß nach 
Absatz 1 Nummer 4 nicht verhängt werden, 
es sei denn, es liegt zugleich ein Ordnungs-
verstoß nach Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 
vor. 
 
(3) Das Nähere zum Verfahren zur Verhän-
gung einer Ordnungsmaßnahme regelt der 
Senat durch Ordnung; diese bedarf der Ge-
nehmigung des Rektorats. In dem Verfahren 
hinsichtlich der Entscheidung über die Ex-
matrikulation nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 
5 sind die Vorschriften über das förmliche 
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Verwaltungsverfahren der §§ 63 bis 71 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 
1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden. Behörde im 
Sinne dieser Vorschriften ist der in der Ord-
nung nach Satz 1 geregelte Ordnungsaus-
schuss. 
 
(4) Mit der Entscheidung über die Exmatriku-
lation nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 kann 
eine Frist bis zur Dauer von zwei Jahren fest-
gesetzt werden, innerhalb derer eine erneute 
Einschreibung an der Hochschule ausge-
schlossen ist.“ 
 

45. In § 52 Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „Studien begleitender“ durch das 
Wort „studienbegleitender“ ersetzt. 

 

 46. unverändert 
 

46. In § 53 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 wird 
die Angabe „1“ durch die Nummernbe-
zeichnung „1.“ ersetzt. 

 

 47. unverändert 

47. § 54 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach 
dem Wort „gewählt“ die Wörter „; 
Absatz 3 Satz 3 und 4 bleibt unbe-
rührt“ eingefügt. 

 
b) Dem Absatz 3 werden folgende 

Sätze angefügt: 
 

„Die Wahlordnung kann Briefwahl 
zulassen oder Regelungen treffen, 
dass schriftliche Erklärungen in 
Wahlangelegenheiten oder bei ei-
ner Urabstimmung durch einfache 
elektronische Übermittlung, durch 
mobile Medien oder in elektroni-
scher Form abgegeben werden 
können; das Gleiche gilt für die 
Wahl zu demjenigen Organ der 
Fachschaft, welches in seiner Funk-
tion dem Studierendenparlament 
entspricht und von den Mitgliedern 
der Fachschaft unmittelbar gewählt 
wird. Zur Sicherung der Grundsätze 
nach Absatz 1 Satz 3 regelt das Mi-
nisterium durch Rechtsverordnung 
das Nähere zur Stimmabgabe in 

 48. unverändert 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/6797 

 
 

42 

elektronischer Form. Sieht die 
Rechtsverordnung nach Satz 4 die 
Möglichkeit der Stimmabgabe in 
elektronischer Form oder die Wahl-
ordnung nach Satz 3 die Möglich-
keit der Briefwahl vor, kann in der 
Rechtsverordnung oder der Wahl-
ordnung auch bestimmt werden, 
dass die wählende Person oder de-
ren Hilfsperson bei der Stimmab-
gabe in elektronischer Form oder 
bei der Briefwahl auf dem Wahl-
schein an Eides statt versichern 
muss, dass sie die Stimme persön-
lich oder als Hilfsperson gemäß 
dem erklärten Willen der wählenden 
Person gekennzeichnet habe. Die 
Wahlleitung ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides 
Statt zuständig; sie ist Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbu-
ches.“ 

 
48. In § 55 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 

„Studierendenaussschusses“ durch das 
Wort „Studierendenausschusses“ er-
setzt. 

 

 49. unverändert 

49. In § 57 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 
„Finanzministerium“ durch die Wörter 
„für Finanzen zuständigen Ministerium“ 
ersetzt. 

 

 50. unverändert 

50. § 58 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 58 

Ziel von Lehre und Studium, Lehrange-
bot“. 

 
 
 

b) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 
„Die Hochschule ergreift Maßnah-
men zur Verbesserung des Studien-
erfolgs. Sie soll über ein Leitbild für 
die Lehre verfügen, das sich in den 
Curricula ihrer Studiengänge wider-
spiegelt.“ 

 51. unverändert 
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c) Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter 

„Ergänzungskurse anbieten“ 
durch die Wörter „insbesondere 
Ergänzungskurse anbieten und 
Maßnahmen zur Verbesserung 
des Studienerfolgs vorsehen“ 
ersetzt. 

 
bb) Die Sätze 2 und 3 werden 

durch folgenden Satz ersetzt: 
 

„Die Prüfungsordnung kann 
vorsehen, dass sich für Studie-
rende, die an Ergänzungskur-
sen teilnehmen, die generelle 
Regelstudienzeit um die Anzahl 
der Semester erhöht, die der 
Arbeitsbelastung dieser Ergän-
zungskurse entspricht.“ 

 
d) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 
e) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-

satz 5. 
 
f) Absatz 7 wird aufgehoben. 
 
g) Der bisherige Absatz 8 wird Ab-

satz 6. 
 
51. Nach § 58 wird folgender § 58a einge-

fügt: 
 

„§ 58a 
Studienberatung; Studienverlaufsverein-

barung 
 
(1) Die Hochschule berät ihre Studieren-
den sowie Studieninteressentinnen und 
Studieninteressenten, Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber in allen 
Fragen des Studiums und der allgemei-
nen, hochschulübergreifenden Studien-
orientierung. 
 
(2) Die Hochschule kann in der Ein-
schreibungsordnung bestimmen, dass 
die Studierenden spätestens bis zum 
Ende des zweiten Semesters des von 
ihnen studierten Studienganges eine 

 52. unverändert 
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Fachstudienberatung besuchen müs-
sen. 
 
(3) Die Prüfungsordnung kann vorse-
hen, dass nach Ablauf der Hälfte der Re-
gelstudienzeit, frühestens drei Monate 
nach dem Ende des zweiten Semesters 
des von ihnen studierten Studiengan-
ges, die Teilnahme an Fachstudienbera-
tungen im Hinblick auf nicht erreichte 
Studienziele für die Studierenden zur 
Förderung eines erfolgreichen Studien-
verlaufs auf Anforderung der Hoch-
schule verpflichtend ist, wenn die Stu-
dienziele des bisherigen Studiums zu 
weniger als einem Drittel der zu erbrin-
genden Leistungspunkte erreicht wur-
den. Ziel der Fachstudienberatung nach 
Satz 1 ist der Abschluss einer Vereinba-
rung, in der das weitere Studium geplant 
wird und sich die oder der Studierende 
zu bestimmten Maßnahmen zur Errei-
chung der Studienziele verpflichtet und 
weitere zur Förderung des weiteren Stu-
dienverlaufs geeignete Maßnahmen der 
Hochschule vereinbart werden (Studien-
verlaufsvereinbarung). 
 
(4) Für den Fall, dass eine Studienver-
laufsvereinbarung nach Absatz 3 nicht 
zustande kommt, kann die Prüfungsord-
nung weiter vorsehen, dass als Ergebnis 
von Fachstudienberatungen nach Ab-
satz 3 Satz 1 die oder der Studierende 
verpflichtet wird, innerhalb einer festzu-
legenden Frist bestimmte Prüfungsleis-
tungen oder Teilnahmevoraussetzun-
gen von Prüfungsleistungen zu erbrin-
gen. Bei der Festlegung von Verpflich-
tungen ist die persönliche Situation der 
oder des Studierenden angemessen zu 
berücksichtigen. § 65 Absatz 2 Satz 2 
gilt für das in diesem Absatz genannte 
Verfahren, welches in seinen Einzelhei-
ten in der Prüfungsordnung geregelt 
wird, entsprechend.“ 

 
52. In § 59 Absatz 2 Satz 1 wird nach der 

Angabe „Absatz 2“ die Angabe „Satz 1“ 
eingefügt. 
 

 53. unverändert 
 

53. § 60 Absatz 4 wird aufgehoben. 
 

 54. unverändert 
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54. In § 62a Absatz 4 wird das Wort „Ein-
schreibeordnung“ durch das Wort „Ein-
schreibungsordnung“ ersetzt und nach 
der Angabe „Absatz 2“ die Angabe „Satz 
1“ eingefügt. 

 

 55. unverändert 

55. § 62b wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Auf Antrag werden die Kosten für 
den Geschäftsbedarf der beauftrag-
ten Person von der Hochschule ent-
sprechend § 40 des Landesperso-
nalvertretungsgesetzes übernom-
men.“ 

 
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

 
„(4) Die Beauftragten für die Studie-
renden mit Behinderung oder chro-
nischer Erkrankung können sich zu 
einer Arbeitsgemeinschaft zusam-
menschließen und sich eine Sat-
zung geben. Die Satzung ist zu ver-
öffentlichen. Die Kosten für den Ge-
schäftsbedarf dieser Arbeitsge-
meinschaft werden vom Ministerium 
entsprechend § 40 des Landesper-
sonalvertretungsgesetzes über-
nommen, ebenso wie die Kosten ei-
ner angemessenen Freistellung." 

 

 56. unverändert  
 

56. § 63 Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

„(8) Die Grundordnung kann zulassen o-
der vorsehen, dass in dem Prüfungsaus-
schuss Vertreterinnen und Vertreter der 
Gruppe nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 nicht vertreten sein müssen.“ 

 
 

 57. § 63 Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

„(8) Die Grundordnung kann zulassen 
oder vorsehen, dass in dem Prüfungs-
ausschuss Vertreterinnen und Vertreter 
der Gruppe nach § 11 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 nicht vertreten sein müssen 
und dass abweichend von § 12 Absatz 1 
Satz 5 dem Prüfungsausschuss auch 
Mitglieder des Fachbereichs angehören 
dürfen, die nicht Mitglieder des Fachbe-
reichsrats sind.“ 

 
  

57. § 63a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

 58. unverändert 
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„Prüfungsleistungen, die in Studien-
gängen an anderen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschulen, 
an staatlichen oder staatlich aner-
kannten Berufsakademien, in Studi-
engängen an ausländischen staatli-
chen oder staatlich anerkannten 
Hochschulen oder in einem ande-
ren Studiengang derselben Hoch-
schule erbracht worden sind, wer-
den auf Antrag anerkannt, sofern 
hinsichtlich der erworbenen Kompe-
tenzen kein wesentlicher Unter-
schied zu den Leistungen besteht, 
die ersetzt werden; eine Prüfung 
der Gleichwertigkeit findet nicht 
statt.“ 

 
b) In Absatz 5 werden nach dem Wort 

„kann“ die Wörter „unbeschadet der 
verfahrens- oder prozessrechtli-
chen Fristen“ eingefügt. 

 
c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

 
„(7) Auf Antrag kann die Hochschule 
auf andere Weise als durch ein Stu-
dium erworbene Kenntnisse und 
Qualifikationen auf der Grundlage 
vorgelegter Unterlagen anerken-
nen, wenn diese Kenntnisse und 
Qualifikationen den Prüfungsleis-
tungen, die sie ersetzen sollen, 
nach Inhalt und Niveau gleichwertig 
sind. Sie soll diese Kenntnisse und 
Qualifikationen bei Gleichwertigkeit 
im Sinne des Satzes 1 anerkennen, 
wenn die Kriterien und das Verfah-
ren, die oder das für die Anerken-
nung in der Hochschule gelten, im 
Rahmen einer Akkreditierung über-
prüft worden sind. Die Hochschulen 
regeln das Nähere zu Satz 1 in der 
Prüfungsordnung, insbesondere ob 
und unter welchen Voraussetzun-
gen und in welchem Umfang diese 
Kenntnisse und Qualifikationen an-
erkannt werden können. Die Prü-
fungsordnung kann auch eine Ein-
stufungsprüfung vorsehen. Die 
Hochschulen können die Anerken-
nung der Kenntnisse und Qualifika-
tionen nach den Sätzen 1 und 2, die 
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durch bestimmte berufliche Aus- 
und Fortbildungen vermittelt wer-
den, in allgemeiner Form regeln. Sie 
veröffentlichen diese Regelungen. 
Eine Anerkennung über einen Um-
fang von bis zur Hälfte der zu erbrin-
genden Prüfungsleistungen hinaus 
ist nur dann zulässig, wenn 

1. die Hochschule für die Anerken-
nung ein Qualitätssicherungskon-
zept entwickelt hat, welches unter 
Einbezug externen Sachverstands 
die einzelnen Anerkennungsent-
scheidungen insgesamt einem qua-
litätsgesicherten Prüfverfahren un-
terzieht, und 

2. dieses Qualitätssicherungskon-
zept von einer Agentur im Sinne des 
Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 des Studi-
enakkreditierungsstaatsvertrags er-
folgreich begutachtet worden ist.“ 

 
58. § 64 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „sowie das Prüfungsverfahren“ 
durch die Wörter „, das Prüfungs-
verfahren sowie die Anordnung ei-
ner verpflichtenden Teilnahme der 
Studierenden an Lehrveranstaltun-
gen als Teilnahmevoraussetzung 
im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 
Nummer 2“ ersetzt. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Nummer 2 werden die Wör-

ter „; für Studierende mit Behin-
derung oder chronischer Er-
krankung sind, auch hinsicht-
lich der Form und der Dauer der 
Prüfungsleistung, nachteilsaus-
gleichende Regelungen zu tref-
fen“ gestrichen. 

 
bb) Nummer 5 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
„5. nachteilsausgleichende Re-
gelungen für Studierende, die 
auf Grund einer Behinderung o-

 59. § 64 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
b) unverändert 
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der chronischen Erkrankung o-
der auf Grund der mutter-
schutzrechtlichen Bestimmun-
gen an der Ableistung einer 
Prüfung oder dem Erwerb einer 
Teilnahmevoraussetzung im 
Sinne von Nummer 2 in der in 
der Prüfungsordnung vorgese-
henen Weise gehindert sind,“ 

 
cc) In Nummer 10 werden nach 

dem Wort „Prüfungen“ die Wör-
ter „und die Fertigung einer Ko-
pie oder einer sonstigen origi-
nalgetreuen Reproduktion“ ein-
gefügt. 
 

dd) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„In der Prüfungsordnung kann 
geregelt werden, dass Hoch-
schulprüfungen in elektroni-
scher Form oder in elektroni-
scher Kommunikation abgelegt 
werden können.“ 
 

c) Absatz 2a wird wie folgt gefasst: 
 

„(2a) Hinsichtlich des Mutterschut-
zes gelten die entsprechenden 
Bestimmungen des Mutterschutz-
gesetzes. Die Regelungen über den 
Nachteilsausgleich nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 können insbeson-
dere Abweichungen im Hinblick auf 
die Ableistung der Prüfung, auf die 
Dauer der Prüfung, auf die Benut-
zung von Hilfsmitteln oder Hilfsper-
sonen sowie auf die Zahl und die 
Voraussetzungen für die Wiederho-
lung von Prüfungsleistungen vorse-
hen; der Nachteilsausgleich wird 
auf Antrag einzelfallbezogen ge-
währt. Er soll sich bei Menschen mit 
Behinderung oder chronischer Er-
krankung, soweit nicht mit einer Än-
derung des Krankheits- oder Behin-
derungsbildes zu rechnen ist, auf 
alle im Verlauf des Studiums abzu-
leistenden Prüfungen erstrecken. 
Die Sätze 2 und 3 gelten für den Er-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

c) Absatz 2a wird wie folgt gefasst: 
 

„(2a) Hinsichtlich des Mutterschut-
zes gelten die entsprechenden 
Bestimmungen des Mutterschutz-
gesetzes. Die Regelungen über den 
Nachteilsausgleich nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 können insbeson-
dere Abweichungen im Hinblick auf 
die Ableistung der Prüfung, auch 
hinsichtlich ihrer Form, auf die 
Dauer der Prüfung, auf die Benut-
zung von Hilfsmitteln oder Hilfsper-
sonen sowie auf die Zahl und die 
Voraussetzungen für die Wiederho-
lung von Prüfungsleistungen vorse-
hen; der Nachteilsausgleich wird 
auf Antrag einzelfallbezogen ge-
währt. Er soll sich bei Menschen mit 
Behinderung oder chronischer Er-
krankung, soweit nicht mit einer Än-
derung des Krankheits- oder Behin-
derungsbildes zu rechnen ist, auf 
alle im Verlauf des Studiums abzu-
leistenden Prüfungen erstrecken. 
Die Sätze 2 und 3 gelten für den Er-
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werb einer Teilnahmevorausset-
zung im Sinne des Absatzes 2 Satz 
1 Nummer 2 entsprechend.“ 

 
d) In Absatz 3 Satz 3 wird nach den 

Wörtern „des Absatzes 2“ die An-
gabe „Satz 1“ eingefügt. 

 
e) In Absatz 4 Satz 3 wird das Wort 

„sonstigen“ durch das Wort „sons-
tige“ ersetzt. 

 

werb einer Teilnahmevorausset-
zung im Sinne des Absatzes 2 Satz 
1 Nummer 2 entsprechend.“ 

 
d) unverändert 
 
 
 
e) unverändert 

 

59. In § 65 Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-
ter „oder einer Prüferin und einem Prü-
fer“ gestrichen. 

 

 60. unverändert 

60. In § 67a Absatz 2 Satz 1 werden die 
Wörter „von Fachhochschulen nach 
Maßgabe des § 77 Absatz 2 errichtete“ 
gestrichen. 

 

 61. § 67a wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-
ter „von Fachhochschulen nach 
Maßgabe des § 77 Absatz 2 errich-
tete Graduierteninstitut“ durch die 
Wörter „Promotionskolleg“ ersetzt 
und nach dem Wort „Westfalen“ die 
Angabe „nach § 67b“ eingefügt. 

 
b) Absatz 3 wird aufgehoben.“ 

 
  62. Nach § 67a wird folgender § 67b einge-

fügt: 
 

„§ 67b 
Promotionskolleg für angewandte  
Forschung der Fachhochschulen  

in Nordrhein-Westfalen 
 

(1) Die Fachhochschulen überführen das 
Graduierteninstitut für angewandte For-
schung der Fachhochschulen in Nordrhein-
Westfalen auf der Grundlage des § 77a in 
eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts als hochschulübergreifende wissen-
schaftliche Einrichtung; diese trägt die Be-
zeichnung „Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der Fachhochschulen in 
Nordrhein-Westfalen“ und gliedert sich in 
Fachbereiche. Für diese Fachbereiche gel-
ten die §§ 26 bis 29 nicht; das Nähere zur 
Organisation des Promotionskollegs regelt 
die Verwaltungsvereinbarung nach § 77a 
Absatz 2. 
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(2) Das Ministerium kann dem Promotions-
kolleg oder einzelnen seiner Fachbereiche 
auf der Grundlage einer Begutachtung durch 
den Wissenschaftsrat oder eine vergleich-
bare, vom Ministerium benannte Einrichtung 
das Promotionsrecht verleihen, wenn im Ver-
hältnis zum Maßstab der Universitäten in 
staatlicher Trägerschaft die wissenschaftli-
che Gleichwertigkeit entsprechend des § 67 
gewährleistet ist. Die Verleihung kann befris-
tet ausgesprochen und mit Auflagen verse-
hen werden, die der Erfüllung der Vorausset-
zungen des Satzes 1 dienen. 

 
(3) Im Falle der Verleihung des Promotions-
rechts nach Maßgabe des Absatzes 2 gilt 
§ 67 Absatz 1, Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und 
Satz 3 bis 5, Absatz 4, Absatz 5 Satz 2 und 
3 und Absatz 6 für das Promotionskolleg ent-
sprechend. Die Verwaltungsvereinbarung re-
gelt, an welcher Fachhochschule Zugangs-
berechtigte nach § 67 Absatz 4 als Doktoran-
dinnen oder Doktoranden eingeschrieben 
werden. Die Promotionsordnung wird von 
dem in der Verwaltungsvereinbarung be-
stimmten Organ des Promotionskollegs er-
lassen. Soweit ein Studiengang nach § 67 
Absatz 2 Satz 2 eingerichtet wird, wird dieser 
Studiengang an einer Fachhochschule oder 
nach Maßgabe des § 77 Absatz 1 als ge-
meinsamer Studiengang mehrerer Fach-
hochschulen durchgeführt; die Verwaltungs-
vereinbarung kann zu dieser Durchführung 
das Nähere regeln. 

 
(4) Das Promotionskolleg wirkt mit den Fach-
hochschulen zur Erfüllung seiner Aufgaben 
zusammen. Die Fachhochschulen wirken mit 
dem Promotionskolleg zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben in Forschung und Lehre zusam-
men. Die Fachhochschulen schließen mit 
dem Promotionskolleg eine Kooperations-
vereinbarung, in der das Nähere über das 
Zusammenwirken geregelt wird; die Koope-
rationsvereinbarung kann eine Kooperation 
mit nichtstaatlichen Hochschulen vorsehen. 
Die Fachhochschule darf die nach der Ko-
operationsvereinbarung durch das Promoti-
onskolleg zu erbringenden Tätigkeiten nur 
bei diesem nachfragen; das Promotionskol-
leg darf die nach der Kooperationsvereinba-
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rung durch die Fachhochschule zu erbrin-
genden Tätigkeiten nur bei dieser nachfra-
gen.“ 
 

61. § 69 Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Von den Absätzen 2 bis 6 abwei-
chende Grade, Titel, Ehrengrade, 
Hochschultitel oder Hochschultätig-
keitsbezeichnungen dürfen nicht 
geführt werden; das Gleiche gilt, so-
weit solche Bezeichnungen durch 
Titelkauf erworben worden sind.“ 

 
b) In Satz 2 werden nach dem Wort 

„Grad“ die Wörter „, einen Ehren-
grad, einen Hochschultitel oder eine 
Hochschultätigkeitsbezeichnung“ 
eingefügt. 

 
c) In Satz 3 werden nach dem Wort 

„Grades“ die Wörter „, des Ehren-
grades, des Hochschultitels oder 
der Hochschultätigkeitsbezeich-
nung“ eingefügt. 

 
d) In Satz 4 wird das Wort „gradführen-

den“ durch das Wort „bezeich-
nungsführenden“ ersetzt. 

 
e) In Satz 5 werden die Wörter „Grad- 

oder Titelführung“ durch die Wörter 
„Führung eines Grades, eines Eh-
rengrades, eines Hochschultitels o-
der einer Hochschultätigkeitsbe-
zeichnung“ ersetzt. 

 
f) In Satz 7 werden nach dem Wort 

„wird“ die Wörter „; dies gilt für Eh-
rengrade, Hochschultitel und Hoch-
schultätigkeitsbezeichnungen ent-
sprechend“ eingefügt. 

 
g) In Satz 9 wird die Angabe „Satz 

6und“ durch die Wörter „den Sätzen 
6 und“ ersetzt. 

 

 63. unverändert  

62. § 71 wird wie folgt geändert: 
 

 64. unverändert 
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a) In Absatz 1 Satz 5 wird das Wort 
„erheben“ durch das Wort „verarbei-
ten“ ersetzt. 

 
b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Falls das Forschungsvorhaben der 
wirtschaftlichen Tätigkeit der Hoch-
schule zuzuordnen ist, ist ein Ent-
gelt für anteilige Beihilfe- und Ver-
sorgungsleistungen für eingesetz-
tes verbeamtetes Personal zu erhe-
ben.“ 

 
c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Einnahmen aus der Erhebung von 
anteiligen Beihilfe- und Versor-
gungsleistungen nach Absatz 3 
Satz 3 sind an das Land abzufüh-
ren.“ 

 
63. In § 72 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 wird 

das Wort „staatlichen“ durch das Wort 
„staatliche“ ersetzt. 

 

 65. § 72 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„8. die Mitglieder und Angehörigen der 
Hochschule an der Gestaltung des Stu-
diums in sinngemäßer Anwendung der 
für Hochschulen in staatlicher Träger-
schaft oder staatliche Kunsthochschulen 
geltenden Grundsätze mitwirken,“ 

 
 

64. § 73 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort 
„Standorte“ das Wort „, Studienorte“ 
eingefügt. 

 
b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Das Ministerium wirkt auf Transpa-
renz und Verhältnismäßigkeit dieser 
Kosten beim Wissenschaftsrat oder 
bei der vergleichbaren, vom Minis-
terium benannten Einrichtung hin.“ 
 
 
 

 

 66. unverändert 
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65. § 73a wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 5 werden nach der 

Angabe „§ 66“ die Wörter „Absatz 1 
bis 5“ eingefügt. 

 
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Ist die Hochschule auf der Grund-
lage einer Begutachtung durch den 
Wissenschaftsrat oder eine ver-
gleichbare, vom Ministerium be-
nannte Einrichtung durch das Minis-
terium als Einrichtung institutionell 
anerkannt worden, erstreckt sich 
die Anerkennung auf weitere Studi-
engänge, sofern und soweit diese 
erfolgreich akkreditiert worden sind; 
diese Studiengänge sind dem Mi-
nisterium unverzüglich anzuzei-
gen.“ 

 
c) Absatz 4 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Das Ministerium kann allgemein o-
der im Einzelfall auf die Ausübung 
seiner Zustimmung nach Satz 1 je-
derzeit widerruflich verzichten.“ 

 
d) Nach Absatz 4 wird folgender Ab-

satz 4a eingefügt: 
 

„(4a) Mit Zustimmung des Ministeri-
ums kann die staatlich anerkannte 
Hochschule einer hauptberuflichen 
Professorin oder einem hauptberuf-
lichen Professor nach Beendigung 
der Tätigkeit an der Hochschule das 
Recht verleihen, die Bezeichnung 
„Professorin“ oder „Professor“ oder 
„Universitätsprofessorin“ oder „Uni-
versitätsprofessor“ fortzuführen. §§ 
77 Absatz 4 und 123 Absatz 4 des 
Landesbeamtengesetzes finden 
entsprechende Anwendung. Die 
Zustimmung nach Satz 1 setzt eine 
in der Re-gel zehnjährige hauptbe-
rufliche Tätigkeit nach Absatz 4 
Satz 1 und 2 voraus.“ 

 
 

 67. § 73a wird wie folgt geändert: 
 
a) unverändert 
 
 
 
b) unverändert 

 
 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den 
Wörtern „Fachbereichen der Hoch-
schule“ die Wörter „auf der Grund-
lage einer Begutachtung durch den 
Wissenschaftsrat oder eine ver-
gleichbare, vom Ministerium be-
nannte Einrichtung“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 

d) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 

e) unverändert 
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e) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 2 wird das Wort „nur“ 
gestrichen. 

 
bb) Nach Satz 2 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Dient eine Einrichtung außer-
halb der Hochschule der prakti-
schen Ausbildung in nichtmedi-
zinischen Gesundheitsberei-
chen, so kann ihr die Hoch-
schule mit Zustimmung des Mi-
nisteriums eine geeignete Be-
zeichnung, im Falle eines Kran-
kenhauses die Bezeichnung 
„Akademisches Lehrkranken-
haus“ nebst Nennung der spe-
zifischen fachlichen Ausrich-
tung, verleihen.“ 

 
cc) Nach Satz 4 wird folgender 

Satz eingefügt. 
 

„Bezeichnungen, die den Be-
zeichnungen nach Satz 2 und 3 
zum Verwechseln ähnlich sind, 
dürfen nicht geführt werden.“ 
 

f) unverändert 
 

66. In § 74 Absatz 1 Satz 3 und 4 und Ab-
satz 3 Satz 1 wird jeweils nach der An-
gabe „Absatz 2“ die Angabe „Satz 1“ ein-
gefügt. 

 

 68. unverändert 
 

67. § 75 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a)  In Satz 5 wird die Angabe „1 und 2“ 
durch die Angabe „1, 2 und 8“ er-
setzt. 

 
b) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Im Falle einer Kooperation mit ei-
ner staatlich anerkannten Hoch-
schule ist das Franchising zusätz-
lich zu den Erfordernissen nach den 
Sätzen 1 und 2 nur dann zulässig, 

 69. § 75 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „an-
erkannt“ das Wort „sind“ eingefügt. 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 5 wird die Angabe „1 

und 2“ durch die Angabe „1, 2 
und 8“ ersetzt. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Im Falle einer Kooperation mit 
einer staatlich anerkannten 
Hochschule ist das Franchising 
zusätzlich zu den Erfordernis-
sen nach den Sätzen 1 und 2 
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wenn die Hochschule auf der 
Grundlage einer Begutachtung 
durch den Wissenschaftsrat oder 
eine vergleichbare, vom Ministe-
rium benannte Einrichtung durch 
das Ministerium als Einrichtung in-
stitutionell anerkannt worden ist.“ 
 
 

 

nur dann zulässig, wenn die 
Hochschule auf der Grundlage 
einer Begutachtung durch den 
Wissenschaftsrat oder eine 
vergleichbare, vom Ministerium 
benannte Einrichtung durch 
das Ministerium als Einrichtung 
institutionell anerkannt worden 
ist.“ 

 
68. § 76 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden nach dem 
Wort „Aufsicht“ die Wörter „über 
staatlich getragene Hochschu-
len“ eingefügt und die Wörter „bei 
eigenen Aufgaben“ gestrichen. 

 
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Das Ministerium kann sich je-
derzeit, auch durch Beauftragte, 
über die Angelegenheiten der 
Hochschule informieren. Es kann 
an den Sitzungen der Hochschul-
gremien teilnehmen und sich von 
der Hochschule mündlich oder 
schriftlich unterrichten lassen, ins-
besondere die Prüfung an Ort und 
Stelle ermöglichen sowie sich Akten 
und sonstige Unterlagen vorlegen 
lassen.“ 

 
c) Absatz 6 wird aufgehoben. 
 
d) Absatz 7 wird Absatz 6. 

 

 70. unverändert 

69. Die §§ 76a und 76b werden aufgeho-
ben. 
 

 71. unverändert  

70. § 77 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 2 werden nach dem 
Wort „Vereinbarung“ die Wörter 
„; Absatz 7 Satz 2 gilt entspre-
chend“ eingefügt. 

 
bb) Nach Satz 3 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

 72. § 77 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
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„Führen Hochschulen einen 
Studiengang, mehrere Studien-
gänge oder sonstige Studien-
angebote gemeinsam durch, 
kann in der Vereinbarung fest-
gelegt werden, welche der be-
teiligten Hochschulen die erfor-
derliche Prüfungsordnung mit 
Wirkung für und gegen alle be-
teiligten Hochschulen erlässt.“ 

 
b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach 

dem Wort „ist“ die Wörter „; Absatz 
7 Satz 2 gilt entsprechend“ einge-
fügt. 

 
c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird das Wort „zusam-

menarbeiten“ durch das Wort 
„zusammenwirken“ ersetzt. 

 
bb) Nach Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Tätigkeiten, die Gegenstand 
einer Regelung nach Satz 1 
sind, dürfen nur bei dem jewei-
ligen Partner des Zusammen-
wirkens nachgefragt werden.“ 

 
cc) In dem neuen Satz 3 wird 
das Wort „zusammengearbei-
tet“ durch das Wort „zusam-
mengewirkt“ ersetzt. 

 
d) Nach Absatz 6 Satz 5 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 

„Absatz 7 Satz 2 gilt entsprechend.“ 
 

e) Folgender Absatz wird angefügt: 
 

„(7) Die Hochschulen können mit 
anderen Hochschulen gemeinsam 
Forschungsvorhaben im Sinne der 
§§ 70 und 71 durchführen; sie kön-
nen das Nähere durch Kooperati-
onsvereinbarung regeln. Die nach 
der Kooperationsvereinbarung zu 
erbringenden Tätigkeiten dürfen nur 
bei dem jeweiligen Kooperations-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) unverändert 
 
 
 
 
c) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
d) unverändert 
 
 
 

 
e) Folgender Absatz wird angefügt: 

 
„(7) Die Hochschulen können mit 
anderen Hochschulen gemeinsam 
Forschungsvorhaben im Sinne der 
§§ 70 und 71 durchführen; sie kön-
nen das Nähere durch öffentlich-
rechtliche Kooperationsvereinba-
rung regeln. Die nach der Koopera-
tionsvereinbarung zu erbringenden 
Tätigkeiten dürfen nur bei dem je-
weiligen Kooperationspartner oder 
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partner oder den jeweiligen Koope-
rationspartnern nachgefragt wer-
den.“ 

 

den jeweiligen Kooperationspart-
nern nachgefragt werden.“ 

 

71. Nach § 77 werden die folgenden §§ 77a 
und 77b eingefügt: 

 
„§ 77a 

Errichtung juristischer Personen  
des öffentlichen Rechts durch Hoch-

schulen 
 

(1) Die Hochschule ist berechtigt, zur Er-
füllung von Hochschulaufgaben mit an-
deren Hochschulen oder juristischen 
Personen des öffentlichen oder des pri-
vaten Rechts auf der Grundlage einer 
öffentlich-rechtlichen Verwaltungsver-
einbarung oder, im Falle von Nummer 1, 
selbst durch Ordnung 
1. Stiftungen oder Anstalten des öffentli-
chen Rechts mit eigener Rechtspersön-
lichkeit sowie 
2. Verbände mit eigener Rechtspersön-
lichkeit in Form einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts (Hochschulverbund) 
zu errichten. Die Ordnung oder die Ver-
waltungsvereinbarung muss gewährleis-
ten, dass in der Stiftung oder der Anstalt 
die sie errichtende Hochschule oder die 
sie errichtenden Hochschulen einen be-
herrschenden Einfluss besitzen; Absatz 
4 bleibt unberührt. 
 
(2) In der Ordnung oder der Verwal-
tungsvereinbarung sind insbesondere 
Regelungen zu treffen zu 
1. dem Zweck und den Aufgaben der ju-
ristischen Person, 
2. ihrem Namen, 
3. ihren Organen sowie deren Zustän-
digkeit und Verfahrensregelungen; es ist 
vorzusehen 
a) ein Vorstand, der die Vertretung der 
juristischen Person gegenüber Dritten 
und die operativen Aufgaben wahr-
nimmt, sowie 
b) ein Stiftungs- oder Anstaltsrat sowie 
bei dem Hochschulverbund eine Ver-
sammlung der Verbandsmitglieder, die 
oder der über grundsätzliche Angele-
genheiten entscheidet, den Vorstand 

 73. Nach § 77 werden die folgenden §§ 77a 
und 77b eingefügt: 

 
„§ 77a 

Errichtung juristischer Personen  
des öffentlichen Rechts durch Hoch-

schulen 
 

(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
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wählt und überwacht sowie beim Hoch-
schulverbund Verbandsordnungen er-
lässt,  
4. der Finanzierung der Aufgabenwahr-
nehmung durch die juristische Person 
einschließlich der Verteilung von Perso-
nal, Vermögen und Schulden im Falle ih-
rer Auflösung.  
 
(3) Der Erlass der Ordnung sowie ihre 
Änderung oder Aufhebung bedarf der 
Zustimmung des Ministeriums. Das 
Gleiche gilt hinsichtlich des Abschlusses 
der Verwaltungsvereinbarung. Die Ver-
waltungsvereinbarung und der Zustim-
mungserlass werden im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen be-
kanntgemacht. Die Stiftung, die Anstalt 
oder der Hochschulverbund entsteht mit 
dem Tag der Bekanntmachung des Zu-
stimmungserlasses, sofern im Zustim-
mungserlass nichts anderes bestimmt 
ist. Soweit die Stiftung oder die Anstalt 
durch Ordnung errichtet wird, entsteht 
sie mit dem Tag, der in der Ordnung als 
Errichtungstag geregelt ist. 
 
(4) Für die ausschließlich durch eine 
Hochschule errichtete Stiftung oder An-
stalt gelten hinsichtlich der Hinwirkungs-
befugnis des Rektorats § 16 Absatz 3 
Satz 1 entsprechend sowie hinsichtlich 
der Befugnisse des Rektorats § 16 Ab-
satz 3, 4 und 5 Satz 1 bis 3 mit der Maß-
gabe entsprechend, dass an die Stelle 
des Hochschulrats nach § 16 Absatz 4 
Satz 3 der Stiftungs- oder der Anstaltsrat 
tritt. Die Ordnung kann eine weiterge-
hende Aufsicht des Rektorats vorsehen. 
 
(5) Die Stiftung, die Anstalt und der 
Hochschulverbund untersteht der 
Rechtsaufsicht des Ministeriums; § 76 
Absatz 2 bis 6 gilt entsprechend. § 5 Ab-
satz 7 Satz 4 gilt für die Stiftung, die An-
stalt oder den Hochschulverbund ent-
sprechend. Das Ministerium kann Ver-
waltungsvorschriften zur Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Stiftung, der An-
stalt oder des Hochschulverbunds erlas-
sen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) unverändert 
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(6) Sofern die juristische Person Aufga-
ben in Forschung und Lehre wahrneh-
men soll, gelten § 4 und § 11 Absatz 2 
und 3 entsprechend. Für die Gewähr-
leistung dieser Rechte ist durch geeig-
nete organisatorische Regelungen in 
der Verwaltungsvereinbarung oder in 
der die Stiftung oder die Anstalt errich-
tenden Ordnung Sorge zu tragen. 
 
(7) Die Verwaltungsvereinbarung kann 
vorsehen, dass der Hochschulverbund 
das Recht der Selbstverwaltung im Rah-
men der Gesetze besitzt. Im Rahmen 
der Gesetze und der Verwaltungsverein-
barung in der Form des Zustimmungser-
lasses kann der Verbund seine Angele-
genheiten durch Satzung regeln. 
 
(8) Sofern die Hochschule im Rahmen 
ihrer Aufgaben auf der Grundlage einer 
Kooperationsvereinbarung mit der Stif-
tung, der Anstalt oder dem Hochschul-
verbund zusammenwirkt, dürfen die 
nach der Kooperationsvereinbarung zu 
erbringenden Tätigkeiten nur bei dem je-
weiligen Kooperationspartner nachge-
fragt werden. 
 

 
§ 77b 

Besondere Vorschriften  
betreffend die Fernuniversität in Hagen 

 
(1) Die Fernuniversität in Hagen erfüllt 
die ihr obliegenden Aufgaben in Lehre, 
Studium und Weiterbildung im Wege 
des Fernstudiums und unter Berücksich-
tigung der Anforderungen für ein Le-
benslanges Lernen. Zur Durchführung 
des Fernstudiums bedient sie sich im 
Rahmen eines Blended-Learning-An-
satzes verschiedener Medien. Unbe-
schadet des Einsatzes gedruckter Studi-
enmaterialien bedient sie sich insbeson-
dere Online-Lehrangeboten in Form 
elektronisch basierter Methoden und In-
strumente und öffnet sich für weitere 
Zielgruppen. 
 
(2) Die Fernuniversität in Hagen ergreift 
Maßnahmen, sich im Bereich der Lehre, 
des Studiums und der Weiterbildung zu 

(6) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Sofern die Hochschule im Rahmen 
ihrer Aufgaben auf der Grundlage einer 
Kooperationsvereinbarung mit der Stif-
tung, der Anstalt oder dem Hochschul-
verbund zusammenwirkt, dürfen die 
nach dieser öffentlich-rechtlichen Ko-
operationsvereinbarung zu erbringen-
den Tätigkeiten nur bei dem jeweiligen 
Kooperationspartner nachgefragt wer-
den. 
 

§ 77b 
Besondere Vorschriften  

betreffend die Fernuniversität in Hagen 
 
(1) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) unverändert 
 
 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/fpd/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HSchulGBWV19P3&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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einer online basierten Universität weiter 
zu entwickeln.  
 
(3) Die Fernuniversität in Hagen kann re-
geln, dass für eine Einschreibung in ei-
nen Studiengang der Nachweis des Vor-
liegens der Zugangsvoraussetzungen 
nach § 49 nicht erforderlich ist; im Falle 
einer derartigen Regelung kann der aka-
demische Grad nur verliehen oder zu ei-
ner staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
nur zugelassen werden, sofern dieser 
Nachweis bis zum Abschluss des Studi-
ums erbracht wird. Die Fernuniversität in 
Hagen kann zudem regeln, dass auch 
Gasthörerinnen und Gasthörer berech-
tigt sind, Prüfungen abzulegen und auf 
der Grundlage dieser Prüfungen ein Zer-
tifikat der Fernuniversität in Hagen zu er-
halten. 
 
(4) Zur Verbesserung des Studiener-
folgs und der Entwicklung und Verwen-
dung von Online-Lehrangeboten sowie 
zu ihrer Weiterentwicklung kann die 
Fernuniversität in Hagen das Nähere zu 
den Absätzen 1 bis 3 durch Ordnung re-
geln und dabei von den Bestimmungen 
der §§ 48 bis 52, 60 bis 62a sowie 66 
abweichende Regelungen treffen. Wer-
den von diesen Bestimmungen des 
Hochschulgesetzes abweichende Re-
gelungen getroffen, bedarf die Ordnung 
des Einvernehmens des Ministeriums.“ 
 

 
 
 
(3) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert 
 

72. Der bisherige § 77a wird § 77c. 
 

 74. unverändert 
 

73. In § 81 Absatz 3 Satz 4 werden die Wör-
ter „dem Ersatzschulfinanzgesetz“ durch 
die Wörter „den Vorschriften zur Ersatz-
schulfinanzierung“ ersetzt. 
 

 75. unverändert 
 

74. § 82 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 82 

Ministerium; Verwaltungsvorschriften; 
Geltung von Gesetzen“. 

 
b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 

angefügt: 

 76. unverändert  
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„Es erlässt die zur Ausführung die-
ses Gesetzes erforderlichen Ver-
waltungsvorschriften.“ 

 
c) In Absatz 4 werden die Wörter „, zu-

letzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 16. November 2010 
(GV. NRW. S. 600)“ durch die Wör-
ter „in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt. 

 
d) Absatz 5 wird aufgehoben. 

 
75. § 83 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Die Wörter „erstattet den Hoch-

schulen“ werden durch das 
Wort „trägt“ ersetzt. 

 
bb) Nummer 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„2. die Ausgleichszahlungen 
nach dem Versorgungslasten-
teilungs-Staatsvertrag oder 
nach den §§ 94 bis 102 des 
Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes,“. 

 
b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Fi-

nanzministerium“ durch die Wörter 
„für Finanzen zuständigen Ministe-
rium“ ersetzt. 

 

 77. unverändert  

76. § 84 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt 
geändert: 

 
aa) In Satz 1 werden die Wörter „; 

soweit eine Regelung in der 
Prüfungsordnung § 64 Absatz 
2a widerspricht, tritt sie mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes 
außer Kraft“ gestrichen. 

 
bb) In Satz 2 wird die Angabe 

„2015“ durch die Angabe 
„2020“ ersetzt. 

 

 78. unverändert  
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b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„(5) § 17a ist erst mit Wirkung vom 
1. Oktober 2020 anwendbar. § 75 
Absatz 3 Satz 8 ist erst mit Wirkung 
ab dem 1. April 2023 anzuwenden.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  „Artikel 2 

Änderung des Hochschulabgabengeset-
zes 

 
§ 6 des Hochschulabgabengesetzes vom 
21. März 2006 (GV. NRW. S. 119), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. 
September 2014 (GV. NRW. S. 547) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 6  
Gebühren beim Fern- und Verbundstu-

dium 
 
Für die Aufbereitung und technische Umset-
zung, den Vertrieb und den Bezug der In-
halte von Fern- und Verbundstudien werden 
Gebühren erhoben; § 25 Absatz 2 Satz 4 des 
Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend. Bezug im Sinne 
des Satzes 1 sind sämtliche Maßnahmen, 
die den Studierenden den Zugang zu den 
Studieninhalten eröffnen und deren Rezep-
tion ermöglichen und unterstützen. Dazu 
kann auch die dezentrale fachliche Betreu-
ung der Inhalte von Fern- und Verbundstu-
dien einschließlich der Beanspruchung der 
dezentralen örtlichen Infrastruktur gehören. 
Das Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Bestimmungen über die 
Erhebung und über die Höhe der Gebühren 
nach Satz 1 zu erlassen. § 19 Absatz 1 Satz 
4 gilt entsprechend.“ 
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Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2019 in 
Kraft. 

 Artikel 3 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2019 in 
Kraft. 
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Gesetz zur Änderung des Hochschulgesetzes - 
Drucksache 17/4668 - wurde am 21. Januar 2019 vom Plenum an den Wissenschaftsaus-
schuss – federführend – sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss zur Mitberatung über-
wiesen.  
 
 
 
B Beratung 
 
Der Wissenschaftsausschuss hat den Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 
17/4668, und den Änderungsantrag der Fraktionen CDU und FDP, Drucksache 17/5081, in 
seiner Sitzung am 13. Februar 2019 beraten und eine Anhörung für den 03. April 2019 be-
schlossen. Der zur Mitberatung aufgerufene Haushalts- und Finanzausschuss hat mitgeteilt, 
sich nachrichtlich an der Beratung beteiligen zu wollen. Die geladenen Sachverständigen sind 
der Einladung 17/702 Neudruck zu entnehmen. 
 
Die Sachverständigen wurden gebeten, im Vorfeld der Anhörung schriftlich Stellung zu dem 
Gesetzentwurf und dem Änderungsantrag zu nehmen. Dem Ausschuss liegen zur Anhörung 
von den geladenen Sachverständigen folgende Stellungsnahmen vor: 
 
 
 

Verbände/Institutionen Stellungnahmen 

Landesrektorenkonferenz  
der Universitäten in NRW 

17/1314 
Die Kanzlerinnen und Kanzler  
der Universitäten des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hochschule NRW - Landesrektorenkonferenz der 
Fachhochschulen 

17/1306 
Kanzlerkonferenz der Fachhochschulen – Konfe-
renz der Kanzlerinnen und Kanzler der Fachhoch-
schulen NRW 

Landespersonalrätekonferenz der wissenschaftlich Be-
schäftigten – LPKwiss 

17/1325 

Landespersonalrätekonferenz der Mitarbeiter*innen in 
Technik und Verwaltung der Hochschulen NRW 

17/1329 

SHK-Bündnis NRW 
Julius Hüne 

17/1324 
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Verbände/Institutionen Stellungnahmen 

Hochschullehrerbund – Landesverband Nordrhein-
Westfalen e. V. 

17/1310 

Landes-Asten-Treffen - LAT NRW 17/1393 

Marcus Lamprecht 
freier zusammenschluss von student*innenschaften 

17/1341 

Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehinder-
tenvertretungen der Hochschulen NRW – LASH-
NRW 

17/1326 

Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten der 
Hochschulen und Universitätsklinika des Landes 
NRW– LaKof 

17/1251 

Deutscher Gewerkschaftsbund 
Bezirk Nordrhein-Westfalen 

17/1317 

Deutscher Hochschulverband  
Universitätsprofessor  
Dr. Christian von Coelln 

17/1319 

Dr. Annette Fugmann-Heesing 
Sprecherin der Konferenz der Vorsitzenden der Hoch-
schulräte an den Universitäten des Landes NRW 
(KVHU NRW) 

17/1318 

Professorin Dr. Dr. hc. Gisela Engeln-Müllges 
Sprecherin des AK der Hochschulratsvorsitzenden der 
Fachhochschulen NRW 

17/1295 

CHE – Centrum für Hochschulentwicklung 
Ulrich Müller 

17/1351 

Professor Dr. Christian Birnbaum 17/1297 

Professor Dr. Hartmut Ihne 
Präsident, Hochschule Bonn-Rhein-Sieg 

17/1328 

Professor Dr. iur. Wolfgang Löwer 17/1390 

Graduierteninstitut NRW 17/1304 
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Verbände/Institutionen Stellungnahmen 

FernUniversität in Hagen 
17/1313  

Neudruck 

 
Zudem gehen dem Ausschuss folgende unverlangte Stellungnahmen von Interessensvertre-
tern und Verbänden ein: 
 

 Stellungnahmen 

Eine Welt Netz NRW 17/1211 

Deutscher Verein der Blinden und Sehbehinderten in 
Studium und Beruf 

17/1286 

Fakultätentage der Ingenieurwissenschaften und der 
Informatik an Universitäten 

17/1394 

Allgemeiner Fakultätentag e.V.  17/1395 

 
In der Anhörung nehmen alle Sachverständigen, die zuvor eine Stellungnahme eingereicht 
haben, mündlich Stellung. Die Anhörung ist mit Ausschussprotokoll 17/597 dokumentiert. 
 
Die Fraktionen von CDU und FDP bringen am 5. Juni 2019 einen weiteren gemeinsamen Än-
derungsantrag, Drucksache 17/6453, mit welchem sie Anregungen und Hinweise aus der An-
hörung aufgreifen, in die Beratung ein. 
 
Die Fraktion der SPD bringt am 19. Juni 2019 ebenfalls einen Änderungsantrag, Drucksache 
17/6600, in die Beratung ein. 
 
Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss hat in der Zwischenzeit seine Mitberatung 
einvernehmlich ohne Votum an den Wissenschaftsausschuss abgeschlossen. 
 
Der Wissenschaftsausschuss berät den Gesetzentwurf in der Sitzung am 3. Juli 2019 abschlie-
ßend und stimmt über eine Beschlussempfehlung zur 2. Lesung ab. 
 
Die Fraktion der SPD kritisiert den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge der Fraktionen 
von CDU und FDP. Das Gesetz richte sich gegen die Studierenden und Mitarbeiter der Hoch-
schulen. Mit dem Paragraf 51a „Ordnungsverstöße und Ordnungsmaßnahmen“ würde die Stu-
dierendenschaft massiv benachteiligt und bevollmächtige die Hochschulen auf Ordnungswid-
rigkeiten zu reagieren. Die unklare Formulierung des Paragraphen ermögliche viel Interpreta-
tionsspielraum, der vermutlich vor Verwaltungsgerichten Klärung finden wird. Auch würden mit 
dem Gesetz prekäre Arbeitsverhältnisse weiter befördert. Die SPD-Fraktion bedauert zudem 
die Abschaffung der Zivilklausel. Dem Änderungsantrag, Drucksache 17/5081, bzgl. der Über-
führung des Graduierteninstituts in ein Promotionskolleg werde man zustimmen. 
Hinsichtlich des Paragrafen 51a regt die Fraktion der SPD an, sich noch einmal fraktionsüber-
greifend zu verständigen. 
 
Die CDU-Fraktion sieht mit dem Gesetzentwurf und den Änderungsanträgen der Regierungs-
parteien die Autonomie der Hochschulen wieder hergestellt. Entgegen der Meinung der SPD-
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Fraktion sieht die Fraktion der CDU keine Generalvollmacht in Paragraph 51a für die Hoch-
schulen bei Ordnungsverstößen. Sie lobt, dass mit dem Gesetzentwurf nun auch wissen-
schaftliche Start-Ups unterstützt werden. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN plädiert auch für eine gemeinsame Überarbeitung 
des Gesetzentwurfs hinsichtlich Paragraf 51a. Sie erkennt an, dass in dem Gesetzentwurf sehr 
viel Arbeit steckt, kritisiert aber den Entwurf und den Änderungsantrag, Drucksache 17/6453, 
der Koalition inhaltlich massiv. Mit dem Wegfall der Zivilklausel werde auch die gesellschaftli-
che Verantwortung der Wissenschaft gestrichen. Die Studienverlaufsvereinbarung hinsichtlich 
der Festschreibung von Studienzielen in Prüfungsordnungen oder Einschreibeverordnungen 
benachteilige insbesondere Studierende aus Nicht-Akademiker-Familien. Anwesenheitspflich-
ten sieht die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ebenfalls kritisch und verweist auf Rückmel-
dungen der Hochschulen, dieses Instrument nicht nutzen zu wollen. Darüber hinaus bedauere 
man die Abschaffung des Landeshochschulplans. 
 
Die AfD-Fraktion begrüßt den Gesetzentwurf und die Abschaffung der Zivilklausel, die die 
Hochschulen unter den Generalverdacht gestellt habe, im Auftrag (militärischer) Dritter zu for-
schen. Sie befürwortet auch die Möglichkeit der Einführung von Anwesenheitspflicht bzw. dass 
die Anwendung den Hochschulen freigestellt sei. Allerdings sehen sie die Streichung des 
Hochschulentwicklungsplans kritisch und haben Bedenken hinsichtlich des Promotionskol-
legs. Dadurch verlieren die Universitäten ihr Alleinstellungsmerkmal. Statt das Graduiertenin-
stitut ins Promotionskolleg zu überführen, sollte das Konzept des Graduierteninstituts noch 
einmal eruiert werden. 
 
Die Fraktion der FDP bekräftigt, dass man mit den im Gesetzentwurf vorgegebenen Rahmen-
bedingungen nun auf Augenhöhe mit den Hochschulen sei. Das Gesetz der Vorgängerregie-
rung habe zu viel Detailsteuerung verlangt. Besonders gelungen sei das Optionsmodell für 
den Hochschulbau und das Promotionsrecht. Der Wegfall der Zivilklausel sei nicht der Unter-
gang des Abendlandes. Die Friedensverpflichtung sei durch das Grundgesetz bereits vorge-
geben. Mit der Möglichkeit der Einführung von Anwesenheitspflicht gebe man den Hochschu-
len mehr Flexibilität. Mit dem Promotionskolleg werde die wissenschaftliche Forschung ver-
bessert und sei nicht als Gegenpart, sondern als Weiterentwicklung des Graduierteninstituts 
zu verstehen. Hinsichtlich des Paragrafen 51a sei in der Fraktion und Koalition viel diskutiert 
worden, doch würde die Verhältnismäßigkeit gewahrt werden. Keiner bräuchte befürchten, 
wegen kleinerer Vergehen sofort zwangsexmatrikuliert zu werden. Man nehme aber gern das 
Angebot der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an und werde in der Ple-
nardebatte beraten. 
 
Die Landesregierung habe ein anderes Bild von den Menschen und ein anderes Verständnis 
der Wissenschaft als die Oppositionsparteien, so dass rechtlichsverbindliche Vorgaben, wie 
eine Zivilklausel, nicht nötig seien. Elemente, wie Online-Self-Assessment sollten auch nicht 
als Gängelung verstanden werden, sondern hätten einen betreuenden Charakter. Man möchte 
verhindern, dass Studierende ein Studium aufnehmen, dem sie nicht gewachsen sind. Die 
Hochschulen seinen ein Abbild der Gesellschaft, in der es immer rauer zugehe, daher habe 
man mit dem Paragrafen 51a ein Instrument an die Hand geben wollen. Dem Vorwurf der 
Beförderung weiter prekärer Arbeitsverhältnisse entgegnet die Landesregierung, dass mit dem 
neuen Hochschulpakt die Hochschulen dauerhaft und deutlich besser finanziell vom Bund und 
vom Land unterstützt werden. 
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C Abstimmung 
 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP, Drucksache 17/5081, 
wird mit den Stimmen der Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP, der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD angenom-
men. 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP, Drucksache 17/6453, 
wird mit den Stimmen der Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP und der Fraktion der AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange-
nommen. 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion der SPD, Drucksache 17/6600, wird mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP und der Fraktion der AfD gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/4668, wird mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der AfD angenommen.  
 
 
 
 
 
Helmut Seifen 
Vorsitzender 
 
 


